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i. Vorbemerkung 


1 . 

Fremdenverkehr ist in der Industriegesellschaft zu 
einem maßgeblichen sozialen und ökonomischen 
Faktor geworden ^). Für die Bevölkerung verbindet 
sich damit die Chance von Erholung und Freizeit- 
gestaltung, für einen Teil zugleich die wirtschaftliche 
Existenz. 

Die Entwicklung des Fremdenverkehrs war in den 
letzten Jahren durch eine ungewöhnlich starke Ex- 
pansion und überdurchschnittliche Wachstumsraten 
gekennzeichnet. Dies gilt sowohl für den Inlands- als 
auch den Auslandstourismus. Getragen von der 
Steigerung des privaten Einkommens und der Zu- 
nahme von Freizeit und Urlaub haben sich neue 
Formen von Tourismus herausgebildet, wobei das 
Schwergewicht für breite Bevölkerungsschichten bei 
Erholung und Entspannung liegt. Zur Zeit unter- 
nimmt die Hälfte aller Bürger der Bundesrepublik 
jährlich eine Urlaubsreise. 

Durch die Darstellung der Grundlagen und Ziele 
ihrer Fremdenverkehrspolitik trägt die Bundesregie- 
rung der gestiegenen Bedeutung des Fremdenver- 
kehrs für Wirtschaft und Gesellschaft Rechnung. 
Der hohe Verflechtungsgrad der Fremdenverkehrs- 
politik mit zentralen Bereichen der Gesundheits- 
politik, der Sozial- und Bildungspolitik, der Arbeits- 
marktpolitik, der Verkehrspolitik, der Struktur- 
politik, von Außenwirtschaft und Währungspolitik, 
der Raumordnung, von Agrarpolitik und Umwelt- 
schutz ist dabei berücksichtigt worden. Fremdenver- 
kehr hat gesellschaftspolitische Funktionen im Rah- 
men der Gesundheitssicherung, von Erholung, Ent- 
spannung, Freizeitnutzung und von Familien- und 
und Bildungspolitik. Er kann sie auf Dauer nur er- 
füllen, wenn die dafür erforderlichen Vorausset- 
zungen erhalten bleiben bzw. planmäßig geschaf- 
fen werden. Das macht eine offene Diskussion über 
die Frage erforderlich, ob und ggf. welche Grenzen 
bestimmten Formen von Tourismus, der Nutzung 
des knappen Bodens und der natürlichen Gegeben- 
heiten für die Gestaltung der Freizeit im allgemei- 
nen Interesse gesetzt werden sollen. Das bedeutet 
weiter, daß den Anliegen der Bevölkerung und der 
Fremdenverkehrswirtschaft bei der allgemeinen Ge- 
setzgebung, bei Planungsentscheidungen und auch 
künftig durch gezielte Förderungsmaßnahmen Rech- 
nung getragen werden muß. 

Bund, Länder und Gemeinden haben die gemein- 
same Aufgabe und Verpflichtung, zur Sicherung 
einer kontinuierlichen und zeitgerechten Entwick- 
lung des Fremdenverkehrs in der Bundesrepublik 
Deutschland Ziele und Schwerpunkte, Prioritäten 


Die Begriffe „Fremdenverkehr'' und „Tourismus" wer- 
den synonym verwendet; sie umfassen den nationalen 
und internationalen Reiseverkehr. 


und Belastungsgrenzen festzulegen. Die Konsequen- 
zen sollen mit allen Betroffenen intensiv erörtert 
werden, um über die materielle, regionale und insti- 
tutionelle Gestaltung der deutschen Fremdenver- 
kehrspolitik einen Konsens zu erzielen. 

Die Bundesregierung will mit dem vorgelegten Be- 
richt dazu einen Beitrag leisten und ihre fremden- 
verkehrspolitische Konzeption deutlich machen. 

2 . 

Zur Realisierung ihrer tourismuspolitischen Vorstel- 
lungen legt die Bundesregierung ein Schwerpunkt- 
programm vor. Sie geht dabei davon aus, daß die 
kontinuierliche Entwicklung des Fremdenverkehrs 
in der Bundesrepublik 

— die Sicherung der allgemeinen Rahmenbedingun- 
gen für Urlaubs- und Kurzzeittourismus (Naher- 
holung), 

■ — die Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Fremdenverkehrswirt- 
schaft, 

— die Verbesserung der Möglichkeiten für die Teil- 
nahme breiter Bevölkerungsschichten am Frem- 
denverkehr 

zur Voraussetzung hat. In diesem Zusammenhang 
wird die Bundesregierung auf eine Verbesserung 
der Koordinierung zwischen Bund und Ländern und 
auf eine Intensivierung der internationalen Zusam- 
menarbeit hinwirken (vgl. Ziele der Tourismuspoli- 
tik der Bundesregierung, S. 35 ff. und Tourismus- 
politisches Schwerpunktprogramm, S. 40 ff. des Ent- 
wurfs). 

Der Bund ist für die in dem Programm vorgesehe- 
nen Maßnahmen nur teilweise zuständig. Soweit 
die Länder zuständig sind, handelt es sich um Ziel- 
vorstellungen der Bundesregierung über die erfor- 
derlichen Maßnahmen. Das Schwerpunktprogramm 
der Bundesregierung sieht u. a. zur Erhaltung und 
zur Verbesserung der allgemeinen Voraussetzun- 
gen für den Fremdenverkehr in der Bundesrepublik 
folgende Maßnahmen vor: 

— Förderung von Anlagen und Einrichtungen für 
die touristische Naherholung und den Kurzzeit- 
tourismus 

— Ausbau der Infrastruktur für den Fremdenver- 
kehr (im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe) 

— Erarbeitung einer Übersicht über alle Gebiete 
für Urlaub und Naherholung 

— Maßnahmen des Naturschutzes und der Land- 
schaftsgestaltung 

— Festlegung von Belastungsgrenzen für die touri- 
stisch genutzten Gebiete der Bundesrepublik 
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Der Förderung der Existenz und Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft die- 
nen: 

der Ausbau der Betriebsberatung, 
die Unterstützung der Marktbeobachtung / Bereit- 
stellung von Marktinformationen, 
der Abbau von Wettbewerbshindernissen, 
die Angleichung der Wettbewerbsbedingungen in 
der EG, 

die Förderung der Unternehmenskooperation, 
die Absatzförderung/Entwicklung von Standard- 
und Qualitätsnormen zur besseren Präsentation 
und zur Erhöhung der Vergleichbarkeit des An- 
gebots, 

die Förderung der Werbung im Ausland für den 
deutschen Fremdenverkehr, 


die Bereitstellung von Finanzierungshilfen (Mittel 
der ERP-Programme und der Gemeinschaftsauf- 
gabe), 

die Förderung der Aus- und Fortbildung, 

die Ausarbeitung neuer Berufsbilder und Ausbil- 
dungsverordnungen für Fremdenverkehrsberufe. 

Tourismuspolitik muß die Interessen der Touristen 
berücksichtigen, wenn sie erfolgreich sein will. In- 
direkt gehören dazu die Verbesserung der all- 
gemeinen Rahmenbedingungen und die Existenz 
einer leistungsfähigen deutschen Fremdenverkehrs- 
wirtschaft. Darüber hinaus müssen besondere Maß- 
nahmen vorgesehen werden, wie z. B. eine stärkere 
Beteiligung förderungsbedürftiger Gruppen der Ge- 
sellschaft am Tourismus und die Förderung eines 
Informationsdienstes für Touristen. 


II. Struktur, Probleme, Entwicklung der Fremdenverkehrswirtschaft 
in der Bundesrepublik 


1. Wichtige Daten 

Unternehmen, Beschäftigte, Größenstruktur 

Die deutsche Fremdenverkehrswirtschaft umfaßt 
eine Vielzahl von zum Teil sehr unterschiedlichen 
Beherbergungs- und Dienstleistungsunternehmen. 
Generellen statistischen Aussagen sind deshalb enge 
Grenzen gesetzt. 

Das Hotel- und Gaststäitengewerbe ist der wich- 
tigste Bereich der Fremdenverkehrswirtschaft. Zum 
Hotel- und Gaststättengewerbe gehören: 


Beherbergungsunternehmen aller Art 
(z. B. Hotels, Gasthöfe); 

Speise- und Schankwirtschaften; 

Cafehaus-, Saal- und Vergnügungsbetriebe; 

Bahnhofsgaststätten ; 

Autobahngaststätten ; 

Trinkhallen, Imbiß- und Speiseeisbetriebe; 
Schlaf- und Speisewagen; 

Kantinen. 


Zum Hotel- und Gaststättengewerbe zählen rund 
25 000 Beherbergungsbetriebe und ca. 170 000 Be- 
triebe des Schankgewerbes. Weitere 40 000 Betriebe 
beherbergen Gäste im Nebenbetrieb. 

1972 beschäftigte das Hotel- und Gaststättengewerbe 
713 000 Erwerbstätige ^) (zum gleichen Zeitpunkt be- 


1) Statistisches Bundesamt 


schäftigte die Automobilindustrie 608 000 Arbeitneh- 
mer). Die Erwerbstätigen des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes gliedern sich in; 

366 000 inländische Arbeitnehmer, 

82 000 ausländische Arbeitnehmer, 

265 000 tätige Inhaber. 

Zur Fremdenverkehrswirtschaft rechnen ferner: 

Kur- und Heilmittelbetriebe; 

Ferienheime, Ferienzentren, Feriendörfer; 
Privatquartiere; 

Campingplatzbetriebe: 

Urlaubsquartiere auf Bauernhöfen; 
Verkehrsunternehmen (Personenbeförderung) ; 
Reiseveranstalter, Reisevermittler; 

Berglifte, Sesselbahnen; 

Vergnügungsparks, private Tierparks; 
Reiseandenkenindustrie u. a. 

Die Fremdenverkehrswirtschaft ist vorwiegend mit- 
telständisch strukturiert. 85 ®/o aller Hotel- und Gast- 
stättenbetriebe erreichen nur einen Jahresumsatz 
bis zu 250 000 DM“). Die durchschnittliche Unter- 
nehmensgröße liegt bei nur 3,4 Beschäftigten ein- 
schließlich der tätigen Inhaber (vergleichsweise: 
Handwerk: 7,8, Einzelhandel: 5,2). 

2) Umsatzsteuerstatistik 1972 
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Formen des Tourismus 

Die verschiedenen Formen des Tourismus lassen sich 
— neben besonderen Merkmalen — nach der Haupt- 
zielsetzung sowie nach zeitlichen und funktionalen 
Gesichtspunkten einordnen. 


Zielsetzung/ 

Motiv 

Tourismus- 

.formen 

Gesundheitssicherung 

Erholungsurlaub 

Rehabilitation/Vorsorge 

Kuraufenthalt 

Freizeitgestaltung 

Erlebnisurlaub 
Sporturlaub 
Wochenend- und 
Tagesausflug 

Bildung/Weiterbildung 

Bildungs- und 
Studienurlaub 
Tagungsreisen 

Kommunikation 

Geschäftsreisen 

Verwandten- und 
Bekanntenbesuche 


Urlaub mit mehr als vier Übernachtungen 

1973 wurden von rd. 30 Millionen deutschen Urlau- 
bern rd. 36,5 Millionen Urlaubsreisen unternom- 
men. Bevorzugtes Verkehrsmittel war der eigene 
Pkw mit einem Anteil von 58 Vo. Die Bahn wurde zu 
24 Vo bei Urlaubsreisen benutzt. Die Beliebtheit des 
Flugzeuges als Verkehrsmittel hat bei den Urlau- 
bern bis 1973 kontinuierlich zugenommen. 1969 hat- 
ten Flugreisen erst einen Anteil von 6,0 ^/o. 


Benutzte Verkehrsmittel *) 



1971 *•) 

1973 **) 

absolut 
in Mil- 
lionen 

Vo 

«/o 

Eigener Pkw 

18,0 

57,9 

58,2 

Bahn 

8,0 

25,6 

23,6 

Flugzeug 

2,9 

9,2 

11,5 

Bus 

1,9 

6,2 

5,3 

Andere Verkehrsmittel 

0,4 

IJ 

U5 


*) Urlaubsreisen mit mehr als vier Übernachtungen 
**) Statistisches Bundesamt 


Kurzzeitiger Fremdenverkehr 
(ein bis vier Übernachtungen) 

Nach Schätzungen, die auf einer 1972 durchgeführ- 
ten Befragung des Statistischen Bundesamtes beru- 
hen, werden von der Bevölkerung in der Bundes- 
republik jährlich etwa 80 Millionen Kurzreisen mit 
ein bis vier Übernachtungen unternommen. Unge- 
fähr 65 Millionen sind davon Privatreisen. 

Ausflugsverkehr (keine Übernachtungen) 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes sind 
1972 wenigstens 550 Millionen Ausflugsiahrten un- 
ternommen worden. Rund 60 Vo der Ausflugsfahrten 
fallen auf den Sonntag, 23 ®/o auf den Samstag. An 
jedem Wochenende nahmen durchschnittlich rd. 
10 Millionen Personen oder ein Sechstel der Gesamt- 
bevölkerung der Bundesrepublik am Ausflugs- und 
Wochenendtourismus teil. 


Tagesausflüge nach Wochentagen und nach der Dauer 


6 bis unter 9 Stunden 



Statistisches Bundesamt 
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Reisende, Reiseintensität, Auslandsreisen, Reisen 
in die DDR 

1973 haben 48 Vo der Bevölkerung der Bundesrepu- 
blik und Berlin (West) eine Urlaubsreise unternom- 
men. Die Zahl der Reisenden ist von 15 Millionen 
im Jahre 1962 auf 30 Millionen im Jahr 1973 ange- 
stiegen. Jede zweite Urlaubsreise führte 1973 ins 


Ausland. Die Deutschen zählen damit zu den reise- 
freudigsten Nationen der Welt. Seit 1962 hat sich 
der Anteil der Auslandsreisen verdreifacht, der In- 
landstourismus hat sich verdoppelt. Der Anteil der 
Auslandsreisen lag 1973 erstmals geringfügig über 
dem der Inlandsreisen. Der Tourismus in die DDR, 
seit kurzem erheblich erleichtert, hat noch keinen 
wirtschaftlich ins Gewicht fallenden Umfang erreicht. 


Entwicklung der Urlaubsreisen 



h Auslandsreisen 
2) Inlandsreisen 
Schätzung 

Quelle; Statistisches Bundesamt 


Die Reiseintensität ist ein Indikator für die Betei- 
ligung der Bevölkerung am Urlaub. In der Bundes- 
republik ist die Reiseintensität von 27,0 ®/o im 
Jahre 1962 auf 48,2 ®/o 1973 gestiegen. 


Reisende und Reiseintensität 
in der Bundesrepublik 


Jahr 

Reisende 
in Millionen 

Reiseintensität 
in ^/o der 
Bevölkerung 

1962 

15,0 

27,0 

1966 

20,1 

33,9 

1969 

22,0 

36,4 

1970 

23,0 

37,5 

1971 

25,7 

42,2 

1972 *) 

28,5 

46,0 

1973 *) 

30,0 

48,2 


*) Schätzung 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Die Reiseintensität ist von einer Vielzahl von Fak- 
toren abhängig, z. B. von der Zahl der Haushalts- 
mitglieder, der Berufszugehörigkeit und der Ge- 
meindegröße. Erheblichen Einfluß haben auch die 
Höhe des Haushaltseinkommens und das Lebens- 
alter. Der Teil der Bevölkerung, der z. B, über ein 
monatliches Haushaltseinkommen von 600 bis 
1 000 DM verfügt, reist nur halb so viel wie die 
Gruppe der Bevölkerung, die ein Haushaltseinkom- 
men von 2 500 DM und mehr hat. 


Reiseintensität und Haushaltseinkommen 
1970 bis 1973 


Reiseintensität 



- 600DM 600- 1000DM 1000-1500 DM 1500-2000 DM 2000-2500DM 2 500 OM u. mehr 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Reiseanalyse 1973 


Zwischen dem Alter und der Teilnahme am Urlaubs- 
reiseverkehr besteht ein eindeutiger Zusammen- 
hang. Die Reiseintensität der Altersgruppen zwi- 
schen 14 bis 49 Jahren liegen 1973 mit jeweils über 
50 Vo sehr nah zusammen. 
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Reiseintensität und Alter 


1970 bis 1973 


Reiseintensität 



Fremdenverkehrsgebiete 

Die deutschen Fremdenverkehrsgebiete sind außer- 
ordentlich vielfältig, sowohl hinsichtlich der land- 
schaftlichen Anziehungskraft (Küste mit Inseln, 
Mittelgebirge, Binnengewässer, Alpen und Alpen- 
vorland), wie auch der vorhandenen öffentlichen 
und privaten Tourismuseinrichtungen. 

Hauptzielgebiete des Fremdenverkehrs im Inland 

Nordsee, 

Ostsee, 

Lüneburger Heide, 

Harz, 

Teutoburger Wald, 

Weserbergland, 

Rhein von Bonn bis Mainz, 

Mosel, 

Eifel/Hunsrück, 

Siegerland/Bergisches Land, 
Kurhessen-Waldeck/Sauerland, 

Taunus/Westerwald, 

Spessart/Rhön, 


Odenwald/Bergstraße/Taubergrund, 

Schwarzwald, 

Schwäbische Alb, 

Bodensee, 

Voralpen, 

Alpen, 

Fränkische Schweiz/Fränkischer Jura/Steigerwald, 

Bayerischer Wald/Oberpfälzer Wald/Frankenwald/ 
Fichtelgebirge. 

Quelle: Erhebungsbogen des Statistischen Bundesamtes 
für Mikrozensusbefragung „Urlaubs- und Erho- 
lungsreisen" 1972 

Naherholung 

Der planmäßige Ausbau von Naherholungsgebieten 
steht am Anfang der Entwicklung. Neben der Grün- 
flächenplanung im Städtebau existieren Zielvorstel- 
lungen der Raumordnung und der Landes- und 
Regionalplanung; insbesondere in und in der Nähe 
von Verdichtungsgebieten besteht vielfach kein aus- 
reichendes Angebot von Erholungs- und Entspan- 
nungsmöglichkeiten. In den zurückliegenden Jahr- 
zehnten hat neben den sozialen Bedingungen vor 
allem die vorgegebene Siedlungstruktur weitgehend 
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das Freizeitverhalten bestimmt. Die städtebauliche 
Funktionstrennung, die wirtschaftliche Erschließung 
sowie die Zersiedlung der Landschaft schränkten die 
Freizeit- und Naherholungsmöglichkeiten im Wohn- 
bereich immer mehr ein und drängten sie immer 
weiter an die Peripherie. Damit entstehen Formen 
von Tages- und Wodienendausflügen, die zuneh- 
mend touristischen Charakter aufweisen. Traditio- 
nelle Zielgebiete des Urlaubstourismus, z. B. die 
Lübecker Bucht und das Alpenvorland, sind vielfach 
gleichermaßen solche der Naherholung geworden. 
Von Bedeutung sind deshalb die vielfältigen Über- 
schneidungen des Wochenend- und Tagesausflugs- 
verkehrs mit dem Urlaubstourismus. Allerdings 
liegen bisher noch keine eindeutigen Aussagen vor, 
inwieweit der Ausflugsverkehr den Urlaubstouris- 
mus ergänzt oder stört. Die Entwicklung des Frem- 
denverkehrs konnte bisher nicht ausreichend mit 


der Planung der Naherholungsgebiete abgestimmt 
werden. Wegen der vielfältig unterschiedlichen ört- 
lichen und regionalen Planungssituation sind all- 
gemein anerkannte Planungsmodelle für den Aus- 
flugstourismus nur in Ansätzen entwickelt worden. 

Heilbäder und Kurorte 

Die 250 prädikatisierten Heilbäder und Kurorte 
werden jährlich von etwa 5,3 Millionen Gästen be- 
sucht. Die Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen 
ist relativ konstant. Maßgeblich dafür sind die So- 
zialkuren und die wissenschaftlich hochentwickelte 
Balneologie in der Bundesrepublik Deutschland. 

Das verstärkte Angebot ausländischer Kurorte hat 
die bisher ständige Zunahme der Kururlauber im 
Inland nicht beeinträchtigt. 


Fremdenverkehr in den zehn bedeutendsten Seeheilbädern 1974 


Seeheilbäder 

Zahl der Übernachtungen 

Inländer 

1 Ausländer 

Gesamt 

Grömitz 

1 506 167 

389 

1 506 556 

Westerland/Sylt 

1 468 776 

11 974 

1 470 750 

Cuxhaven 

1 355 195 

7 401 

1 362 596 

Sankt Peter Ording 

1 125 791 

2 040 

1 127 831 

Norderney 

1 123 406 

2 997 

1 126 403 

Borkum 

1 013 634 

1 224 

1 014 858 

Büsum 

981 405 

1 151 

982 556 

Timmendorfer Strand 

947 336 

3 968 

951 304 

Wyk auf Föhr 

891 919 

222 

892 141 

Scharbeutz 

688 368 

2 689 

691 057 
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Fremdenverkehr in den 20 bedeutendsten Heilbädern und Kurorten 1974 

(ohne Seeheilbäder) *) 


Heilbäder 

Zahl der Übernachtungen 

Inländer 

1 Ausländer 

Gesamt 

Oberstdorf 

1 920 926 

30 833 

1 951 759 

Bad Wildungen 

1 922 868 

3 021 

1 925 889 

Bad Kissingen 

1 816 268 

30 632 

1 846 900 

Bad Salzuflen 

1 655 327 

8 032 

1 663 359 

Bad Nauheim 

1 507 030 

27 486 

1 534 516 

Bad Wörrishofen 

1 370 256 

26 251 

1 396 507 

Bad Orb 

1 387 587 

2 240 

1 389 827 

Bad Mergentheim 

1 343 654 

12 676 

1 356 330 

Bad Oeynhausen 

1 349 271 

4 025 

1 353 296 

Garmisch-Partenkirchen 

1 162 000 

99 115 

1 261 115 

Bad Reichenhall 

1 207 287 

22 685 

1 229 972 

Bad Füssing 

1 164 908 

3 873 

1 168 781 

Horn-Bad Meinberg 

1 101 223 

5 466 

1 106 689 

Brauniage 

954 657 

14 073 

968 730 

Wildbad 

940 081 

10 628 

950 709 

Bad Wiessee 

922 397 

15711 

938 108 

Bad Neuenahr 

896 498 

20 084 

916 582 

Badenweiler 

887 121 

22 099 

909 220 

Bad Driburg 

857 962 

422 

858 364 

Bad Pyrmont 

815 887 

10 317 

826 204 


*) Nach übernachtungszahlen 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Kurgäste im Jahre 1973 



Gesamtzahl 
der Kurgäste 

h 

Privat 

lur stationäre Kun 

Von Sozial- 
versicherungs- 
trägern 

gäste 

Gesamt 

Mineral- und Moorbäder 

2 058 957 

888 515 

‘810 610 

1 699 125 

Seebäder 

1 395 932 

1 297 284 

93 757 

1 391 041 

Kneippkurorte 

497 445 

369 794 

80 258 

450 052 

Heilklimatische Kurorte 

1 352 115 

1 231 494 

102 694 

1 334 188 

Alle Heilbäder und Kurorte 

5 304 449 

3 787 087 

1 087 319 

4 874 401 

in ®/o 

100 

11,1 

22,3 

100 


Quelle: Deutscher Bäderverband e. V. 
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1974 wurden in den Heilbädern und Kurorten der 
Bundesrepublik über 93 Millionen Fremdenüber- 
nachtungen gezählt. Das entspricht 43 Vo aller 
Übernachtungen in der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) pro Jahr. 

Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer je Kurgast 
beträgt 17 Tage. Der Anteil der Sozialkurgäste an 
der Gesamtzahl der Kurgäste beträgt mehr als 
20 ®/o, in Mineral- und Moorbädern sogar nahezu 
50 Vo. 

Die Heilbäder und Kurorte sind häufig auch Anzie- 
hungspunkte des allgemeinen Fremdenverkehrs. 

Camping 

In den letzten 15 Jahren hat das Campingwesen für 
den Tourismus ständig an Bedeutung gewonnen. 
1974 wurden im Sommerhalbjahr über 17 Millionen 
Übernachtungen (ohne Dauercamper) gezählt. Die 
Nachfrage nach Campingmöglichkeiten steigt wei- 
ter. Zur Zeit gibt es im Bundesgebiet 1 200 organi- 
sierte Campingplätze. Darüber hinaus dürften wei- 
tere 500 Plätze betrieben werden, die durch keine 
Organisationen erfaßt werden. 


Campingplatzübernachtungen 
von In- und Ausländern 


Jahr 

(Sommerhalbj ahr) 

Inländer 

Aus- 

länder 

Gesamt 

in Millionen 

1968 

10,2 

2,7 

12,9 

1969 

11,3 

3,0 

14,3 

1970 

11,2 

2,8 

14,0 

1971 

12,2 

2,9 

15,1 

1972 

11,4 

2,8 

14,2 

1973 

14,0 

2,8 

16,8 

1974 

14,8 

2,5 

17,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Charakteristisch für das moderne Camping sind die 
zum Teil sehr hohen individuellen Aufwendungen 
für die Zeltausrüstung oder Wohnwagen. Die Auf- 
wendungen belaufen sich für eine Zeltausrüstung 
gegenwärtig zwischen 180 DM und 4 000 DM, für 
Wohnwagen zwischen 5 000 DM und 40 000 DM. Die 
Tendenz zum Dauercampen hat sich verstärkt. Der 
größte Teil der deutschen Campingplätze ist zu 50 
®/o und mehr von Dauercampern belegt. Diese Art 
des Campings nähert sich stark der Einrichtung von 
Zweitwohnsitzen an und beeinträchtigt damit nicht 
selten den Freizeitwert von Natur und Landschaft 
sowie andere Tourismusformen. Ein Dauercamper- 
stellplatz beansprucht durchschnittlich 75 qm Fläche. 


Zahl der zugelassenen Wohnanhänger 


Jahr 

Wohnanhänger 

pro Jahr 

insgesamt 

1960 

4 970 

13 840 

1965 

13 034 

48 368 

1970 

34 603 

141 498 

1971 

41 059 

172 314 

1972 

44 821 

206 583 

1973 

45 701 

243 594 


Quelle: Kraftfahrtbundesamt Flensburg 


Städtetourismus 

Jede achte Touristenübernachtung findet in einer 
der 26 deutschen Großstädte statt. Der Anteil dieser 
Städte am gesamten Inlandstourismus beträgt 
12,5 ®/o. Das Schwergewicht liegt hier beim Ge- 
schäfts- und Tagungstourismus. Der Ausländeranteil 
an den Übernachtungen in den Großstädten ist mit 
27,9 ®/o mehr als dreimal so hoch wie im Bundes- 
durchschnitt. 

Die Übernachtungen im Städtetourismus sind rück- 
läufig. 1973 nahmen sie um 1,7 ®/o ab, 1974 gingen 
sie nochmals um 2,8 °/o zurück. Hauptursache dafür 
ist, daß schnellere Verkehrsverbindungen — häu- 
figer als früher — Übernachtungen bei Geschäftsrei- 
sen entbehrlich machen. 

Reiseveranstalter und Reisevermittler (Reisebüros) 

1974 haben rd. 6,5 Millionen deutsche Touristen eine 
Pauschalurlaubsreise gebucht, die von inländischen 
Reiseveranstaltern organisiert war (19®/o aller 
Urlaubs- und Erholungsreisen). 

Nach zuverlässigen Schätzungen werden die Dienst- 
leistungen der Reisebüros bei rd. 34 Vo aller Reisen 
— einschließlich der Geschäftsreisen — in Anspruch 
genommen. 

Dabei kommt dem Angebot von Pauchalreisen zu 
günstigen Preisen erhebliche Bedeutung zu, die 
einem großen Teil der Bevölkerung erst Auslands- 
reisen ermöglichen. Am Pauschalreisemarkt domi- 
nieren wenige große Reiseveranstalter. Die zwölf 
wichtigsten Unternehmen haben einen Marktanteil 
von ungefähr 65 Vo, obwohl ein großer Teil der rd. 
2 000 Reisebüros nicht nur Reisen vermittelt, son- 
dern auch selbst als Veranstalter, z. B. von Omnibus- 
fahrten, tätig ist. 
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Die wichtigsten Reiseveranstalter nach Umsatzgröße 
im Jahr 1973 


Veranstalter 

Teilnehmer- 

zahl 

Umsatz 
in Millionen 

TUI — Touristik Union 



International 

1 945 000 

1 163 

davon: 



Scharnow 

(636 000) 

(355) 

Touropa 

(510 000) 

(280) 

Transeuropa .... 

(280 000) 

(210) 

Hummel 

(221 000) 

( 90) 

Airtours 

(202 000) 

(145) 

Dr. Tigges 

( 96 000) 

( 83) 

N-U-R — Neckermann 



und Reisen 

567 000 

443 

GUT — Gemeinwirt- 
schaftliches Unter- 

nehmen für Touristik 



GmbH 

225 000 

150 

ITS — Kaufhof-, Her- 



tie- und Glücksreisen 

239 000 

145 

ADAC 

201 000 

76 

Ameropa 

135 000 

45 


Quelle: Zeitschrift „Fremdenverkehrswirtschaft interna- 
tional" 


Wettbewerb 

In der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft herrscht 
ein starker Wettbewerb, Die Konkurrenz besteht 
sowohl zwischen den verschiedenen Angebotsfor- 
men qualitativer (Hotel, Gasthof, Pension, Ferien- 
wohnung, Privatquartiere u. a.) und regionaler Art 
(Gebirge, Mittelgebirge, Küste, Inseln u. a.) als auch 
zwischen inländischen und ausländischen Unterneh- 
men im Bundesgebiet. Durch große Hotelneubauten 
ist es in einzelnen Städten zu Uberkapazitäten in 
der Spitzenhotellerie gekommen. Rückwirkungen 
auf kleine und mittlere Hotels sind unverkennbar. 
Sie kommen mitunter einem Verdrängungswettbe- 
werb nahe. 

Den vier größten in der Bundesrepublik tätigen 
ausländischen Gesellschaften mit 33 Betrieben und 


Hotelgesellschaften in der Bundesrepublik 
und Berlin (West) 

über 2 000 Betten — • Stand; Mai 1974 



Be- 

triebe 

Zimmer 

Betten 

Deutsche Hilton Hotels 
GmbH 

4 

1 459 

2 499 

Esso-Motor-Hotel 

GmbH 

9 

1 319 

2 085 

Holiday Inns von 
Deutschland GmbH . . 

13 

2 255 

4 113 

IFA Hotel AG 

4 

1 888 

7 423 

Intercontinental Hotel 
GmbH 

7 

2 795 

5 429 

Maritim-Hotelgesell- 
schaft 

8 

1 609 

3 300 

Panoramic-Apparte- 
mentshotels 

3 

1 060 

4 500 

Steigenberger-Hotel- 
gesellschaft 

18 

3 324 

4 890 


Quelle: Deutscher Hotel- und Gaststättenverband 


einer Bettenkapazität von rd. 14 000 Betten stehen 
die vier größten deutschen Unternehmen mit eben- 
falls 33 Betrieben und 20 000 Betten gegenüber. 

Die zweite Wettbewerbsebene besteht zwischen 
inländischen und ausländischen Angeboten, zwischen 
denen der deutsche Tourist wählen kann. Hierzu 
zählt auch die Konkurrenz zwischen dem weltweiten 
Tourismusangebot und der deutschen Fremdenver- 
kehrswirtschaft um die ausländischen Touristen. Als 
Wettbewerbsfaktor schlägt dabei zugunsten der 
touristischen Zielländer der Mittelmeerküste sowie 
bei den Zielländern des Ferntourismus durch, daß 
dort klimabedingt und durch Mischung der Tou- 
ristenströme Kapazitätsauslastungen möglich sind, 
die z. T. mehr als doppelt so hoch wie in Deutsch- 
land sind. Entsprechend der günstigeren Kosten- 
struktur ist vielfach eine niedrigere Preisgestaltung 
möglich. 

Ausländereiseverkehr 

Auch der ausländische Tourist hat die Wahl zwi- 
schen den Angeboten zahlreicher Länder, wenn er 
sich frei für sein Reiseziel entscheiden kann. Seine 
Entscheidung wird wesentlich durch das bestimmt, 
was er über die möglichen Zielländer weiß oder in 
Erfahrung bringen kann. Deutschland wird er als 
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Reiseziel immer dann in Erwägung ziehen, wenn 
er über Informationen verfügt, die ihm eine Reise 
hierher lohnend erscheinen lassen. 

Die Tatsache, daß die Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin (West) gegenwärtig hohe Ex- 
portüberschüsse erzielt und nicht unbedingt auf De- 
viseneinnahmen aus dem Reiseverkehr angewiesen 
ist, darf nicht zu der Schlußfolgerung verleiten, daß 
touristische Informationsvermittlung und Werbung 
im Ausland überflüssig seien. Besuche von Auslän- 
dern in der Bundesrepublik Deutschland und in 
Berlin (West) sind aus mehreren Gründen politisch 
und wirtschaftlich von großer Bedeutung, 

Eine Steigerung des Ansehens Deutschlands im Aus- 
land und der Abbau noch weit verbreiteter Vor- 
urteile sind um so eher zu erreichen, je mehr Aus- 
länder einen eigenen Eindruck von Deutschland 
gewinnen können. Das dient nicht nur dem besseren 
gegenseitigen Verstehen, sondern erleichtert auch 
wesentlich die internationale Zusammenarbeit auf 
allen Gebieten. 

Der Ausländertourismus nach Deutschland stagniert 
seit 1971, Der Anteil der Ausländer an den Tou- 
ristenübernachtungen ist in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Berlin (West) mit rd. 8 Vo ge- 
ringer als in den meisten Zielländern des internatio- 
nalen Tourismus. Dennoch steht Deutschland nach 
Feststellungen der OECD mit seinen Deviseneinnah- 
men aus dem Reiseverkehr an sechster Stelle in der 
Welt hinter den USA, Spanien, Frankreich, Italien 
und Österreich. 


Übernachtungen in Beherbergungsbetrieben, 
Privatquartieren und auf Campingplätzen 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Jahr 

Ins- 
gesamt 
in Mil- 
lionen 

Ausländeranteil 

in Millio- 
nen 

in Vo 

1967 

179,1 

16,5 

9,2 

1968 

179,9 

16,5 

9,2 

1969 

190,1 

18,0 

9,5 

1970 

198,7 

19,2 

9,7 

1971 

210,3 

19,1 

9,f 

1972 

218,1 

19,3 

8,8 

1973 

229,6 

19,1 

8,3 

1974 

234,7 

17,9 

7,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Die Bedeutung des Ausländertourismus ist für ein- 
zelne deutsche Tourismusregionen, z. B. das Mosel- 
tal, und für viele Großstädte erheblich höher. Hier 
erreicht der Ausländeranteil gelegentlich 40 Vo und 
mehr aller Touristenübernachtungen. Für zahlreiche 
Hotels ist der Ausländertourismus existenzentschei- 
dend. 


Die zehn Großstädte mit dem höchsten 
Ausländeranteil an den Übernachtungen 
in Beherbergungsbetrieben 1974 


Stadt 

Übernachtungen 

gesamt 

davon 

Ausländer 

Ausländer- 
anteil in Vo 

München .... 

4 068 169 

1 575 650 

38,8 

Frankfurt/M. . 

2 225 214 

1 050 841 

47,2 

Hamburg .... 

2 563 443 

796 465 

31,2 

Berlin 

2 609 751 

571 145 

22,0 

Köln 

1 263 229 

441 512 

32,9 

Düsseldorf . . . 

1 236 114 

396 017 

32,0 

Stuttgart .... 

1 025 513 

252 516 

24,6 

Heidelberg . . 

372 855 

185 989 

49,7 

Saarbrücken . 

839 557 

158 764 

18,9 

Bonn 

565 454 

141 060 

25,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 

Gegenwärtig entfallen rd. Vs aller Ausländerüber- 
nachtungen auf Hotels in Städten, rd. 50 Vo sogar 
auf nur etwa 20 Orte. Das legt die Vermutung nahe, 
daß der Ausländertourismus in erheblichem Umfang 
dem Geschäfts-, Kongreß- und Transittourismus zu- 
zurechnen ist. Gerade für die Länder, aus denen die 
meisten ausländischen Touristen kommen, die Be- 
nelux-Staaten und die USA, gilt diese Vermutung 
nach vorliegenden Untersuchungen jedoch nicht. 
Bei den Touristen aus diesen Ländern überwiegen 
die Verwandten- und Bekanntenbesuche zusammen 
mit den Urlaubs- und Studienreisen. 

Die starke Konzentration der Ausländerübernach- 
tungen auf wenige, meist große Städte findet u. a. 
darin eine Erklärung, daß Hotels mit hohem Kom- 
fort vorzugsweise in Städten liegen und durch ei- 
gene Werbung einen höheren Bekanntheitsgrad er- 
langt haben. Die Bevorzugung der Spitzenhotels im 
Ausländertourismus geht allerdings angesichts ver- 
änderter Währungsrelationen und der Preisentwick- 
lung mehr und mehr zurück. 

Die Bundesregierung unterstützt die deutsche Wer- 
bung für den Ausländerreiseverkehr in die Bundes- 
republik und nach Berlin (West) durch Zuschüsse in 
Höhe von über 15 Millionen DM pro Jahr an die mit 
dieser Aufgabe betraute Deutsche Zentrale für Tou- 
rismus (DZT). 

Die Deutsche Zentrale für Tourismus muß bei ihren 
Werbemaßnahmen besonders folgende Fakten be- 
achten: 

1. Die wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre 
hat in verschiedenen Ländern, insbesondere in 
den USA, zu einer Dämpfung des grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehrs und zu einer Zurück- 
haltung der Touristen bei ihren Ausgaben ge- 
führt. Dazu haben auch die Änderungen einiger 
Wechselkurse beigetragen. Dies begünstigt die 
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Neigung eines Teils der amerikanischen Bevöl- 
kerung, sich weniger über europäische Länder zu 
informieren. Das ist für das Verhältnis zwischen 
Europa und den USA nicht unproblematisch. 

2. Auf dem internationalen Tourismusmarkt treten 
Staaten — insbesondere Entwicklungsländer — 
mit neuen bisweilen sehr attraktiven Angeboten 
auf, die immer mehr Reisende vom Reiseland 
Deutschland abziehen. Dafür werden erhebliche 
Werbemittel eingesetzt. Die Möglichkeiten der 
Deutschen Zentrale für Tourismus, dem eigene 
Werbeanstrengungen entgegenzusetzen, sind fi- 
nanziell beschränkt. 

3. Die Nachfrage nach Spitzenhotels und entspre- 
chenden Pauschalreiseangebote für die bekann- 
testen Reiserouten in Deutschland ist bei der ge- 
gebenen internationalen Wirtschaftslage derzeit 
nicht steigerungsfähig. Gleichartige Angebote 
von Mittelklassehotels und für ein regional wei- 
ter gestreutes Spektrum von Reiserouten werden 
von der Fremdenverkehrswirtschaft mangels aus- 
reichender Kenntnis der Nachfragestruktur nur 
zögernd gemacht. Die entstandene Angebotslücke 
kann von der Deutschen Zentrale für Tourismus 
nur dadurch gefüllt werden, daß sie sich selbst 
der Angebotsaufbereitung annimmt. 

Kapitalbedarf/Investitionen 

Die Einrichtungen der Fremdenverkehrswirtschaft 
sowie der touristischen Infrastruktur erfordern einen 
hohen Kapitalaufwand. 

Die Investitionskosten für ein Bett in einem Hotel 
der Mittelklasse beliefen sich 1973 auf durchschnitt- 
lich 40 000 DM. Je nach Ausstattung schwanken die 
Investitionskosten je Bett in Hotels zwischen 32 000 
und 120 000 DM. 

Die Anpassung des Angebots touristischer Dienst- 
leistungen an die Nachfrage nach mehr Zimmern mit 
Bad, Dusche, WC, nach Ferienappartements, Kinder- 
spielräumen u. a. verläuft in der Regel nicht zügig 
genug und ist nicht frei von Friktionen. Viele kleine 
und mittlere Unternehmen haben sich nicht schnell 
genug auf die geänderte Nachfrage eingestellt. Die 
Aufbringung des erforderlichen Kapitals für Anpas- 
sungsmaßnahmen bereitet oft Schwierigkeiten. 

Staatliche Investitionsförderung 

Die staatliche Investitionsförderung ist in den ver- 
gangenen Jahren im Fremdenverkehr in erster Linie 
unter regionalpolitischer Zielsetzung erfolgt. Die für 
die Förderung des Fremdenverkehrs eingesetzten 


Hilfen des Regionalen Förderungsprogramms der 
Bundesregierung, der seit 1972 bestehenden Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" und des ERP-Regionalpro- 
gramms wurden vor allem zur Einrichtung und Er- 
weiterung von Fremdenverkehrsbetrieben einge- 
setzt. In geringem Umfang wurden Rationalisierung 
und Modernisierung begünstigt. Primärziel war da- 
bei die Steigerung der Wirtschaftskraft der Förder- 
gebiete. 

Weiterhin stellten die Sonderabschreibungen im Zo- 
nenrandgebiet einen hohen Investitionsanreiz für 
Fremdenverkehrsunternehmen dar. Außerdem wur- 
den — ’ soweit für die Entwicklung der Fremdenver- 
kehrswirtschaft erforderlich — öffentliche Einrich- 
tungen des Fremdenverkehrs gefördert. Der Bun- 
desanteil für diese Förderungsmaßnahmen liegt bei 
50 Vo 1). 

Bund und Länder beschließen jährlich die Fortschrei- 
bung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". 
Die Einplanung der zu fördernden Projekte und die 
Bewilligung der Förderungsmittel aus der Gemein- 
schaftsaufgabe liegt bei dem betreffenden Bundes- 
land. 

Die Förderungspraxis hat ein Qualitätsgefälle zwi- 
schen den neugeschaffenen Beherbergungsangeboten 
und dem Altbestand in einigen Fremdenverkehrsge- 
bieten zur Folge gehabt. Sie hat aber auch das an- 
sässige Beherbergungsgewerbe angeregt, sich dem 
steigenden Qualitätsniveau anzupassen. In jüngster 
Zeit haben deshalb einige Bundesländer (z. B. Schles- 
wig-Holstein und Baden-Württemberg) damit be- 
gonnen, die Anpassung älterer Betriebe an die An- 
forderungen eines Mindeststandards in den Vorder- 
grund eigener Förderungsprogramme zu stellen. 

58 ^/o des innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" und 
der vorangegangenen regionalen Wirtschaftsförde- 
rung initiierten Investitionsvolumens gewerblicher 
Fremdenverkehrsbetriebe von insgesamt rd. 3,8 Mrd. 
DM entfallen auf nur 73 Objekte. Das hat auch Aus- 
wirkungen auf die Betriebsgrößenstruktur des Frem- 
denverkehrsgewerbes in den Fördergebieten. 

Auch die Möglichkeiten der steuerlichen Verlust- 
gestaltung der sogenannten Abschreibungsgesell- 
schaften und das Verhalten zahlreicher Kommunen 
bei der Errichtung repräsentativer Hotelbauten ha- 
ben partiell zu volkswirtschaftlichen Fehlallokatio- 
nen geführt. 

1) Artikel 91 a GG 
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Regionale Wirtschaftsförderung 1969 bis 1974 


Land 

gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur 

insgesamt 

davon über 

10 Millionen 
im Einzelfall 

neue 

Betten 

Fälle *) 

dar- 

unter 

Rat.**) 

Inv. -Summe 

in Mil- 
lionen 
DM 

dar- 

unter 

Rat.**) 

Fälle 

Inv.- 
Summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

Fälle 

Inv.- 
Sum- 
me in 
Mil- 
lionen 
DM 

Schleswig-Holstein 

46 160 

895 

53 

1 268,4 

5,2 

23 

953,6 

119 

160,4 

Niedersachsen 

32 400 

796 

23 

841,1 

10,1 

18 

519,5 

170 

191,4 

Nordrhein-Westfalen .... 

4 247 

329 

20 

119,5 

1,8 

1 

12,8 

14 

2,1 

Hessen 

5 438 

348 

5 

189,4 

0,5 

1 

12,5 

244 

71,7 

Rheinland-Pfalz 

10 046 

271 

— 

297,0 

— 

9 

124,4 

56 

58,7 

Baden-Württemberg 

3 681 

226 

— 

161,6 

— 

3 

41,7 

11 

23,5 

Bayern 

19 376 

983 

50 

894,7 

3,9 

16 

508,1 

323 

272,2 

Saarland 

1 407 

26 

— 

79,8 

— 

2 

58,6 

7 

24,0 

Bundesgebiet 

122 755 

3 874 

151 

3 851,5 

21,4 

73 

2 231,2 

944 

804,0 

dito einschließlich Sana- 










torien u. ä. (WiZweig 710) 

129 841 

3 996 

158 

4 758,3 

23,8 

104 

3 001,4 




*) Einzeleigentum zahlreicher Personen an einem Objekt wird als 1 Fall gerechnet. 
*•) Rat. ^ Rationalisierungs- und Umstellungsinvestitionen. 


Kapazitäten 

Das deutsche Hotel- und Gaststättengewerbe ver- 
fügte 1974 über rd. 690 000 Zimmer mit einer Kapa- 
zität von 1,2 Millionen Betten. In Jugendherbergen 
stehen darüber hinaus 66 900 und in Kinderheimen 


27 800 Betten zur Verfügung. Weiter stehen 522 800 
Betten in Privatquartieren bereit. 

Das Angebot für den Geschäfts- und Tagungstouris- 
mus entspricht im allgemeinen der Nachfrage. Aller- 
dings sind in einigen Großstädten in diesem Bereich 
Überkapazitäten entstanden. 


Ausnutzung der Bettenkapazität in ausgewählten Großstädten 


Stadt 

1952 

1962 

1 1971 

1974 

in ®/o 

Berlin (West) 

37,9 

49,8 

54,7 

48,2 

Düsseldorf 

68,1 

58,0 

51,4 

46,4 

Frankfurt/Main 

72,9 

65,3 

56,3 

43,9 

Hamburg 

56,6 

57,1 

52,9 

43,4 

Hannover 

59,8 

57,7 

52,0 

45,4 

Köln 

63,4 

52,4 

51,1 

42,8 

München 

58,3 

63,9 

53,0 

43,0 

Stuttgart 

63,3 

58,6 

53,6 

41,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Kostenstruktur 

Die Kostenstruktur im Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe ist je nach Betriebsart (Schankbetrieb, 
Gasthof, Hotelrestaurant) und nach den Besitzver- 
hältnissen (Eigentümer- oder Pachtbetrieb) unter- 
schiedlich. Repräsentative Erhebungen neueren Da- 
tums fehlen. In Nordrhein-Westfalen wurde für rd. 
3 000 Betriebe ein Betriebsvergleich für 1971 und 


1972 durchgeführt. Ein ähnlicher Betriebsvei gleich 
liegt für Rheinland-Pfalz für das Jahr 1972 vor. 
Nach Angaben des Vereins zur Förderung des Ho- 
tel- und Gastgewerbes in Düsseldorf ergaben sich 
beispielsweise für die häufig vorkommenden Be- 
triebsarten Schankbetriebe mittlerer Größe (Pacht- 
betrieb) und Hotelrestaurants mittlerer Größe 
(Eigentümerbetrieb) folgende Kostenstrukturen: 


Kostenstruktur 1972 



Schank- 

betriebe 

mittlerer 

Größe 

(Pacht- 

betriebe) 

Hotel- 

restaurants 

mittlerer 

Größe 

(Eigentümer- 

betriebe) 

Durchschnittsumsatz 

It. Betriebsvergleich 
Nordrhein-Westfalen 
in 1 000 DM 

195,5 

686,0 

Umsatz 

in 

Vo 

(ohne Umsatzsteuer 

100,0 

100,0 

X Wareneinsatz) 

44,3 

34,4 

Rohertrag 

53,7 

65,6 

Personalkosten (ohne 
tätigen Inhaber) 

15,6 

30,9 

Abschreibungen 

1,7 

7,4 

Zinsen 

0,3 

3,3 

Betriebssteuern 

2,6 

1,0 

Pacht 

8,4 

— 

Instandhaltung 

0,9 

3,5 

Energiekosten 

2,3 

4,4 

Betriebs- und Ver- 
waltungskosten 

6,6 

8,7 

Zwischensumme 

38,4 

59,8 

Kalk., Unternehmer- 
lohn, Eigenkapitalver- 
zinsung, Risikoprämie 

9,5 

3,8 

Summe Kosten *) 

47,9 

63,6 


Quelle: Verein zur Förderung des Hotel- und Gastgewer- 
bes, Düsseldorf, 1974, Dokumentation im Gast- 
gewerbe Nordrhein-Westfalen, Betriebsvergleich 
1971/72 

*) Die Differenz zwischen Rohertrag und Summe Kosten 
ist der betriebswirtschaftliche Gewinn. 
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Betriebsergebnisse 

Nach Angaben des Vereins zur Förderung des Ho- 
tel- und Gastgewerbes in Düsseldorf weisen die 
Betriebsergebnisse 1972 im Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe (Nordrhein-Westfalen) nach Betriebsart, 
Besitzverhältnis und Unternehmensgröße eine weite 
Streuung auf. 


Betriebsergebnisse Hotel- und Gastgewerbe Nordrhein- Westfalens 1972 


Betriebsarten und -größen 

Durchschnittlicher 
Jahresumsatz 
in DM 

Eigen- 
tümer (E) 
oder 
Pachtbe- 
trieb (P) 

Durch- 
schnitts- 
umsatz 
in 1 000 DM 

Steuerliches 

Betriebs- 

ergebnis 

Wirtschaft- 

liches 

Betriebs- 

ergebnis 

in Vo des Umsatzes 

i 

Schankbetriebe 

unter 

100 000 

E 

88,2 

+ 16,7 

X 6,3 


unter 

100 000 

P 

98,1 

+ 21,2 

+ 1,0 


über 

100 000 

E 

193,3 

+ 17,2 

+ 1,6 


über 

100 000 

P 

195,5 

+ 17,3 

+ 5,5 

Gasthöfe 

unter 

100 000 

E 

98,1 

-^12ß 

X 7,8 


unter 

100 000 

P 

86,5 

+ 18,7 

X 4,3 


über 

100 000 

E 

184,0 

+ 13,8 

X 2,6 


über 

100 000 

P 

165,1 

+ 76,5 

+ 2,4 

Restaurants 

unter 

250 000 

E 

219,9 

+ 76,9 

+ 5,4 


unter 

250 000 

P 

202,2 

+ 72,7 

+ 1,3 


unter 

1 000 000 

E 

583,9 

+ 8,2 

+ 1,5 


unter 

1 000 000 

P 

517,1 

+ 8,8 

+ 0,5 


über 

1 000 000 

E 

1 522,1 

+ 4,2 

X 1,2 


über 

1 000 000 

P 

1 665,7 

+ 6,0 

+ 1,6 

Hotel-Restaurants 

unter 

250 000 

E 

213,4 

■ +79,9 

+ 10,1 


unter 

250 000 

P 

196,4 

+ 77,3 

+ 5,4 


unter 

1 000 000 

E 

686,0 

+ 5,8 

X 2,0 


unter 

1 000 000 

P 

558,4 

+ 7,2 

+ 0,2 


über 

1 000 000 

E 

1 944,3 

+ 8,7 

+ 4,7 


über 

1 000 000 

P 

1 930,9 

+ 8,1 

+ 3,9 

Hotel Garni 

unter 

100 000 

E 

47,4 

+ 27,0 

X23,3 


unter 

100 000 

P 

99,9 

+ 27,2 

+ 7,0 


über 

100 000 

E 

344,2 

+ 78,8 

+ 14 


über 

100 000 

P 

355,7 

+ 75,8 

+ hl 


Quelle: Verein zur Förderung des Hotel- und Gastgewerbes, Düsseldorf, 1974, Dokumentation im Gastgewerbe Nord- 
rhein-Westfalens, Betriebsvergleich 1971/72. 
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Preise 

Die Fremdenverkehrswirtschaft muß am Arbeits- 
und Kapitalmarkt mit anderen Wirtschaftsbereichen 
in direkte Konkurrenz treten. Hinzu kommt das häu- 


fig unmittelbare Nebeneinander von Industrieregio- 
nen und Fremdenverkehrsgebieten. Dies hat Einfluß 
auf die Preisbildung. Gerade deshalb sollten alle 
Chancen der Rationalisierung und kostensenkenden 
Maßnahmen genutzt werden. 


Preisentwicklung im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 

(Hotels aller Kategorien, Fremdenheime, Pensionen, Gaststätten aller Art) 



1971 

1972 

1 1973 

1970 = 100 

Indexwert 

Steigerung 
gegenüber 
dem Vorjahr 
in ®/o 

Indexwert 

Steigerung 
gegenüber 
dem Vorjahr 
in Vo 

Indexwert 

Steigerung 
gegenüber 
dem Vorjahr 
in ®/o 

Speisen 

106 

+5,9 

114 

+ 7,4 

123 

+ 8,5 

Getränke 

105 

+ 5,3 

110 

+ 4,7 

119 

+ 6,8 

Übernachtung im Einbett- 
zimmer mit Frühstück 
(europäisch) 

107 

+ 6,7 

113 

+ 6,2 

121 

+ 6,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Durchsdinittliche Preise ausgewählter Leistungen des Gastgewerbes 

im August 1973 



1. Klasse Hotels 

Einfache Hotels 
und Gasthöfe 

Gutbürgerliche 

Gaststätten 

DM 

in ®/o 

gegenüber 
August 1972 

DM 

in ®/o 

gegenüber 
August 1972 

DM 

in ®/o 

gegenüber 
August 1972 

Wiener Schnitzel 

11,60 

+ 10,9 

9,30 

+ 8,9 

8,82 

+ 8,5 

Schweinekotelett mit Beilage . 

9,10 

+ 7,2 

6,88 

+ 7,6 

7,31 

+ 8,0 

2 Setz-(Spiegel)eier 

4,51 

+ 6,1 

3,85 

+ 8,0 

3,89 

+ 6,9 

1 Tasse Bohnenkaffee 

1,24 

+ 8,2 

1,03 

+ 7,3 

1,09 

+ 8,7 

V4 1 Bier 

1,27 

+ 8,3 

0,94 

+ 10,1 

0,98 

+ 8,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Saisonabhängigkeit 

Die Nachfrage nach Dienstleistungen im Tourismus 
konzentriert sich auf bestimmte Jahreszeiten sowie 
durch Schulferien vorgegebene Zeiträume. Für die 
Fremdenverkehrswirtschaft bedeutet das, daß 75 ®/o 
des Jahresaufkommens an Übernachtungen im 
Fremdenverkehr in die Zeit von Mitte Juni bis Mitte 


September fallen. Außerhalb dieser Zeit können nur 
wenige Anbieter — abgesehen von einigen kurzen 
Zeitspannen zum Jahreswechsel und zu Ostern — 
eine ausreichende Inanspruchnahme ihres Angebots 
erreichen. Einigen deutschen Fremdenverkehrsgebie- 
ten bringt der Winterurlaub allerdings eine zweite 
Saison. 
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Verteilung der Ferienzeiten 1974/76 in der Bundesrepublik Deutschland 

Weihn. 74/75 Ostern Pfingsten Sommer Herbst Weihn. 75/76 

Dez. Jan. Feb. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersacbsen 
Nordrhein- Westfalen 
Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 



Aus der Tatsache, daß in der Fremdenverkehrswirt- 
schaft nur etwa 100 Tage die Kapazitäten voll aus- 
gelastet sind, ergeben sich schwierige Personal- 
beschaffungsprobleme. Darüber hinaus muß die ge- 
samte Kostenlast eines Jahres in diesem Zeitraum 
in der Preisgestaltung ihren Niederschlag finden. 
Da dies nur begrenzt möglich ist, kommt es bei einer 
Reihe von Klein- und Mittelbetrieben zu keinem 
angemessenen Unternehmerlohn. 

Regional hat die saisonale Nachfrageballung zu einer 
starken Zunahme von Beherbergungsangeboten im 
Nebenerwerb (Privatquartiere, Urlaubsquartiere auf 
Bauernhöfen) geführt. 


2. Probleme 

Politische Einordnung des Tourismus 

Eine umfassende und systematische Erörterung der 
wirtschaftspolitischen Bedeutung und der gesell- 
schaftspolitischen Relevanz des modernen Touris- 
mus steht in der Bundesrepublik Deutschland noch 
aus. 

Tourismuspolitik wird bisher weitgehend als Hilfs- 
mittel der regionalen Struktur- und Beschäftigungs- 
politik verstanden, im übrigen unter Gesichtspunk- 


ten der Mittelstandsförderung betrieben. Entspre- 
chend bestehen die Fremdenverkehrsprogramme der 
Bundesländer im wesentlichen aus Wirtschaftsför- 
derungsmaßnahmen ^). 

Die Funktion des Fremdenverkehrs insbesondere im 
Hinblick auf die Konsumtions- und Produktions- 
strukturen der Volkswirtschaft sowie im Zusammen- 
hang mit Fragen der internationalen Arbeitsteilung 
und der Währungspolitik sollte in der künftigen 
Diskussion allgemein ein stärkeres Gewicht erhal- 
ten. Gleicher Beachtung bedarf die Funktion des 
Tourismus unter Gesichtspunkten der Sozial-, Ge- 
sundheits-, Familien-, Freizeit- und Raumordnungs- 
politik und ihre integrierte systematische Erörte- 
rung. 

Schwierigkeiten der Zielfixierung 

Eine abgestimmte Schwerpunktplanung ist in der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) man- 
gels einer ausreichenden Bundeskompetenz mit 


^) Zur Zeit liegen eigene Fremdenverkehrsförderungspro- 
gramme der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Hes- 
sen, Niedersadisen, Nordrhein-Westfalen und Rhein- 
land-Pfalz vor. Schleswig-Holstein hat seine fremden- 
verkehrspolitischen Ziele innerhalb des Raumord- 
nungsplanes dargestellt. 
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einer Vielzahl von Problemen behaftet. Die einzel- 
nen Bundesländer entwickeln den Fremdenverkehr 
in ihrem Gebiet nach unterschiedlichen Vorstellun- 
gen. Dies erschwert die Operationalisierung und 
Durchsetzbarkeit von Erfordernissen des Fremden- 
verkehrs im Bereich anderer Teilpolitiken. 

Wenn auch die Zielvorstellungen über die Naherho- 
lung in den Ländern grundsätzlich formuliert sind, 
so fehlen doch normbildende Vorstellungen für die 
Ausweisung von Naherholungs- und Fremdenver- 
kehrsgebieten bei der Städteplanung und Raumord- 
nung. Offen ist auch, bis zu welchen Grenzen (Auf- 
nahmekapazität) die einzelnen Gebiete im Hinblick 
auf ihre ökologische Belastbarkeit entwickelt werden 
können. In einigen Gebieten sind diese Grenzen 
offensichtlich bereits erreicht^). 

Angebotsdifferenzierung 

Das Angebot der deutschen Fremdenverkehrswirt- 
schaft nimmt bisher nicht immer ausreichend Rück- 
sicht auf soziale Belange und die finanziellen Mög- 
lichkeiten breiter Bevölkerungsschichten. Dies gilt 
auch für die Berücksichtigung der spezifischen Be- 
dürfnisse älterer Menschen. So bestehen insbeson- 
dere keine ausreichenden Möglichkeiten für die Fa- 
milienerholung. Der Katalog „Familien-Ferien 74“, 
der vom Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Fremdenverkehrsverband erstellt worden ist, weist 
erst 3 500 Adressen mit rd. 240 000 Betten — ein- 
schließiith der Familien-Ferienstätten gemeinnüt- 
ziger und privater Träger — aus, die als preiswert 
und familienfreundlich gelten könnten. Das heißt, 
daß nur etwa 20 ^Vo des Bettenangebots des Beher- 
bergungsgewerbes auf Familienurlaub eingestellt 
sind. Der Umstand, daß die Möglichkeit einer regel- 
mäßigen Urlaubsreise im wesentlichen vom Ein- 
kommen der Haushalte abhängt, wird nicht immer 
berücksichtigt. 

Erheblicher Nachholbedarf besteht im deutschen Be- 
herbergungsgewerbe auch bei der Berücksichtigung 
von Belangen der Behinderten. Den Erfordernissen 
von Unterhaltung und Abwechslung, z. B. in Form 
von Freizeiträumen und Kinderzimmern, wird von 
den Beherbergungsbetrieben noch zu wenig Rech- 
nung getragen. 

Information und Rechtsstellung der Touristen 

Das touristische Angebot der deutschen und der in- 
ternationalen Fremdenverkehrswirtschaft ist außer- 
ordentlich vielfältig und nur noch von Fachleuten zu 
übersehen. Die sachgerechte Information über das 
Reiseziel und die Möglichkeiten der Aufenthalts- 
gestattung sind deswegen für den Reisenden bei der 
Auswahl des Urlaubsortes von ausschlaggebender 
Bedeutung. 

Zur Zeit ist der Informationsgehalt der Werbung für 
eine rationale Entscheidung über Art und Ort des 


Vgl. „Gutachten zur Struktur und Entwicklung der 
Insel Sylt", 1974. Darin sind Belastungsobergrenzen 
für dieses Feriengebiet angegeben. 


Urlaubs meist unzureichend. Überwiegend fehlen 
Kriterien, die im Zusammenhang mit den verschie- 
denen Angeboten z. B. auf zu- bzw. abträgliche Be- 
lastungen der Gesundheit hinweisen. Ein Teil der 
touristischen Werbung ist durch ungenaue und 
manchmal sogar unzutreffende Angaben irrefüh- 
rend. Zur besseren Orientierung der Touristen ist 
eine genauere Kennzeichnung der einzelnen Be- 
triebsformen des Hotel- und Gaststättengewerbes 
erforderlich. Von der Kennzeichnung muß auf den 
speziellen Leistungskatalog eines Betriebes ge- 
schlossen werden können. 

Die Rechtsstellung der Touristen ist noch unzurei- 
chend. Die bislang den organisierten Reisen zu- 
grunde liegenden Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen der Reiseveranstalter steilen trotz mancher Ver- 
besserungen in den letzten Jahren noch keinen ge- 
rechten Interessenausgleich der Vertragsparteien 
sicher. Dies gilt insbesondere für die Haftung bei 
Leistungstörungen, aber z. B. auch bei den Regelun- 
gen für die Folgen beim Rücktritt vom Vertrag und 
für die Informationpflicht der Veranstalter wie auch 
der anderen Anbieter. 

Nachfragekumulation 

Für die Fremdenverkehrswirtschaft wie für den 
Touristen bringt die Nachfragekumulation in den 
Sommermonaten Nachteile. Die weitgehend unter 
schulpädagogischen Gesichtspunkten durchgeführte 
Ferienterminfestlegung kann in ihrer jetzigen Form 
unter tourismuspolitischen Aspekten noch nicht be- 
friedigen. Die Ferienschwerpunkte und -Zeiträume 
lassen in der Bundesrepublik einen längeren Fami- 
lienjahresurlaub (vier Wochen und mehr) nur in 
den Sommermonaten zu. 

Verkehrsprobleme 

Die für das Beherbergungsgewerbe dargestellte 
Nachfragekumulation schlägt unmittelbar auch auf 
die Belastung der Hauptreisestrecken der Verkehrs- 
wege durch und bringt, da der überwiegende Teil 
der Urlaubsreisen mit dem Pkw durchgeführt wird, 
erhebliche Probleme für den Verkehrsablauf auf un- 
seren Straßen mit sich. Maßnahmen wie die Lkw- 
Fahrverbote und die Stillegung von Baustellen wäh- 
rend der Hauptreisezeit tragen zwar dazu bei, die 
Kapazität der Straßen zu erhöhen, können aber eine 
Überbelastung der Verkehrswege nicht verhindern. 
Die enormen Investitionskosten verbieten eine Di- 
mensionierung der Verkehrswege auf die Spitzen- 
belastung weniger Tage im Jahr, so daß eine zufrie- 
denstellende Lösung nur von einem Abbau der 
Spitzenbelastung durch eine Erhöhung der jährli- 
chen Nutzungsdauer der Kapazität des Beherber- 
gungsgewerbes zu erwarten ist. 

Organisation von Absatz und Vertrieb 

Es liegt in der Natur der Sache, daß bei der Zusam- 
menführung von Angebot und Nachfrage im Touris- 
mus räumliche Distanzen zu überwinden sind. We- 
gen der hohen Absatz- und Vertriebskosten und feh- 
lender Marktkenntnis verzichten viele Anbieter aus 
den nahezu 3 000 Fremdenverkehrsorten der Bun- 
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Ausnutzung der Bettenkapazität des deutschen Beherbergungsgewerbes 1973 



desrepublik darauf, ihr Angebot direkt den Touri- 
sten nahezubringen. Im Hinblick auf den zur Orien- 
tierung notwendigen landschaftlichen Bezug wird 
vielfach gemeinschaftlich geworben. 

Werbegemeinschaften sind unentbehrlich, sie kön- 
nen besser als der Einzelne touristisches Interesse 
wecken. Der Absatz von Fremdenverkehrsdienstlei- 
stungen wird damit aber noch nicht bewirkt. Die 
für die deutsche Fremdenverkehrswirtschaft notwen- 
digen Absatzwege müssen nicht nur ausgebaut, son- 
dern auch ergänzt werden. 


Die deutsche Fremdenverkehrswirtschaft muß errei- 
chen, ihre Wettbewerbsvorteile gegenüber dem aus- 
ländischen Angebot zu nutzen, d. h. ihr vielfältiges 
Angebot und den hohen Bekanntheitsgrad der ein- 
zelnen Fremdenverkehrsgebiete in stärkerem Maße 
als bisher dem Reisewilligen nahe zu bringen. 

Arbeitswirtschaftliche Fragen 

Dem Beherbergungs- und Gaststättengewerbe ge- 
lingt es seit mehr als einem Jahrzehnt nicht mehr, 
in ausreichender Zahl Fachkräfte anzuziehen. 
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Hauptursache für diese Situation ist der Umstand, 
daß die Gesamtkonditionen (Bezahlung, Arbeitsbe- 
dingungen, Ausbildung, Status) der Arbeitnehmer 
dieses Wirtschaftsbereiches nicht schnell und flexi- 
bel genug den Bedingungen in der übrigen Wirt- 
schaft angepaßt worden sind. 

Die Beschäftigung von Berufsfremden (bei Kellnern 
über 50 %) sowie die Hereinnahme ausländischer 
Arbeitnehmer hat die Anpassung bei den Beschäf- 
tigungskonditionen verzögert. Die Erhöhung der An- 
werbungspauschale vom Herbst 1973 und der An- 
werbstopp für ausländische Arbeitskräfte vom 
23. November 1973 wirken deshalb spürbar auf die 
Personalrekrutierung des Beherbergungs- und Gast- 
stättengewerbes. 

Entsprechend der allgemeinen Position der Branche 
am Arbeitsmarkt ist auch die Nachwuchs frage im 
Beherbergungs- und Gaststättengewerbe zu beurtei- 
len. Im Servicebereich konnten z. B. 1970/71 weni- 
ger als ein Viertel der gemeldeten Stellen für männ- 
liche und weibliche Auszubildende besetzt wer- 
den. 


Anteil der Unternehmer bzw. Betriebsleiter im 
Gastgewerbe mit gastronomischer Vorbildung 
(Koch, Kellner, Hotelkaufmann, HoGa-Gehilfen, 
Bäcker, Konditor) 


Schankbetriebe 36,7 Vo 

Restaurants 57,4 % 

Hotel-Restaurants 65,5 Vo 

Hotel garni 57,9 ^/o 

durchschnittlich 59,5 ®/o 


Gastronomisch vorgebildete Unternehmer 
nach Berufen *) 


Koch 36,9 Vo 

Kellner 32,9 ^/o 

Hotelkaufmann 34,5 Vo 

Ho-Ga-Gehilfen 6,3 ^/o 

Bäcker/Konditor 8,7 Vo 


*) Doppelnennungen enthalten 

Quelle: „Die Situation des Arbeitsmarktes im Gastge- 
werbe" a. a. O. 

Aus- und Fortbildung 

Die Berufsausbildung für die Fachkräfte in den 
Fremdenverkehrsvereinen und -ämtern, den Kurver- 
waltungen und -betrieben, in Reisebüros und bei 
Reiseveranstaltern ist am 12. Dezember 1974 durch 
die Verordnung über die Berufsausbildung zum 
Reiseverkehrskaufmann (BGBl. I S. 3506 ff.) geregelt 
worden. Für den Koch- und den Kellnerberuf ent- 
sprechen die derzeitigen Ausbildungsordnungen 
nicht mehr voll den heutigen Anforderungen. 

^) Vgl. „Die Situation des Arbeitsmarktes im Gastge- 
werbe", Untersuchung des Vereins zur Förderung des 
Hotel- und Gastgewerbes e. V. im Aufträge des Bun- 
desministers für Wirtschaft, Düsseldorf 1973 


Für die berufliche Weiterbildung zu höher qualifi- 
zierten Tätigkeiten im Hotel- und Gaststättenge- 
werbe stehen z. Z. vier voll funktionsfähige Hotel- 
fachschulen mit ausreichender Fortbildungskapazität 
zur Verfügung. Vergleichbare Fortbildungseinrich- 
tungen fehlen jedoch noch für die Berufe im Reise- 
veranstalter- und Reisemittlerbereich, sowie für die 
übrigen Reiseverkehrsbereiche. Hier behilft man 
sich mit einzelnen Seminar- und Forbildungsveran- 
staltungen. 

Der Fortbildung der Unternehmensleiter ist große 
Bedeutung zuzumesen, da etwa die Hälfte von ihnen 
ohne entsprechende fachliche Vorbildung ist 

Gegenwärtig wird verschiedentlich durch den Ein- 
satz ferienpädagogisch geschulten Personals eine 
bessere Betreuung der Touristen angestrebt. Für die 
Schaffung spezialisierter Ausbildungsgänge und ent- 
sprechender Berufsbilder besteht aber keine Not- 
wendigkeit. 

Informationsbasis 

Die Informationsbasis aller an der Fremdenverkehrs- 
wirtschaft und ihrer politischen Gestaltung Beteilig- 
ten reicht nicht aus. 

Die Reiseverkehrsstatistik genügt nicht mehr den ge- 
stellten Anforderungen, über wesentliche Bereiche 
und Entwicklungstendenzen vermag sie keine oder 
nur verspätete Auskunft zu geben. Hierzu zählen 
vor allem Daten in regionaler Gliederung über die 
touristische Infrastruktur, die Inanspruchnahme von 
Ferienquartieren auf Bauernhöfen, in Ferienwoh- 
nungen, auf Campingplätzen und der verschiedenen 
Kategorien der Beherbergungseinrichtungen sowie 
der Reiseveranstaltung und Reisevermittlung. Inten- 
sive Bemühungen um eine Verbesserung der Frem- 
denverkehrsstatistik haben noch nicht zu dem ge- 
wünschten Erfolg geführt. Die statistischen Ämter 
haben erhebliche Schwierigkeiten, die Ergebnisse 
der bisherigen Statistiken in einem vertretbaren 
Zeitraum zu liefern. 

Weiter fehlen sozialwissenschaftliche Untersuchun- 
gen. Die Forschung hat sich bisher nicht in ausrei- 
chendem Maße Fragen der Fremdenverkehrswirt- 
schaft und der Fremdenverkehrspolitik angenom- 
men. 

Andere ökonomische Einflüsse 

Der Fremdenverkehr ist ein integraler Bestandteil 
der Gesamtwirtschaft. Das heißt, daß die Fremden- 
verkehrswirtschaft nicht nur direkt oder indirekt von 
der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung ab- 
hängt, sondern auch wie andere Wirtschaftsbereiche 
auf unvorhersehbare ökonomische Daten und po- 
litische Tatbestände reagieren muß. 

Die Energiekrise — insbesondere die Einschrän- 
kungen des privaten Treibstoffverbrauchs — ver- 
deutlichen diesen Zusammenhang. Das Sonntags- 
fahrverbot November/Dezember 1973 brachte z. B. 
mehr als 75®/o der Betriebe des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes Umsatzminderungen. Besonders 
wurden die eigentlichen Ausflugsbetriebe betroffen, 
bei denen oft mehr als 50 Vo des Gesamtumsatzes auf 
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das Wochenendgeschäft entfallen. Die Fahrverbote 
fielen allerdings in keinen umsatzstarken Zeitraum, 
so daß sich die Einbußen in Grenzen hielten. 

Von großer Bedeutung für die Fremdenverkehrs- 
wirtschaft sind währungspolitische Maßnahmen. Sie 
haben zum Teil prohibitiven Charakter. Dies gilt 
auch für krisenhafte politische Entwicklungen. 

Die Nachfrage der deutschen Touristen nach Rei- 
sen — auch nach Auslandsreisen — ist im Gegensatz 
zu der Entwicklung vieler europäischer Industrie- 
länder 1974 und 1975 ungebrochen. Eingeschränkt 
wird am ehesten die Höhe der Reiseausgaben. 

So der OECD-Tourismusaussdiuß (Jahresbericht 1973/ 
1974) 


3. Entwicklung 

Die Entwicklung des internationalen Fremdenver- 
kehrs war von 1964 bis 1973 durch starkes Wachs- 
tum gekennzeichnet. Die Einnahmen im internatio- 
nalen Fremdenverkehr der OECD-Länder stiegen 
1973 auf 25 Mrd. Dollar. Die Zahl der erfaßten 
Auslandsreisen in den OECD-Mitgliedstaaten er- 
höhte sich auf annnähernd 155 Millionen. Die Zahl 
der Grenzübertritte nahm zwischen 1964 und 1973 
um 1 lOVo zu. 

Der deutsche Tourismus hat einen fast vergleich- 
baren Aufschwung genommen. Die Zahl der In- und 
Auslandsreisen von Bürgern der Bundesrepublik 
und Berlin (West) nahm von 1962 bis 1973 von 


Entwicklung des internationalen Fremdenverkehrs 
in den europäischen OECD-Ländern 

1964 - 100 



1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Quelle: OECD 
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16 Millionen auf 36,5 Millionen zu. Die Inlandsreisen 
erhöhten sich in diesem Zeitraum von 9,8 auf 18 
Millionen, die Auslandsreisen stiegen von 6,2 Mil- 
lionen auf 18,5 Millionen. Der Ausländeranteil an 
den Übernachtungen in der Bundesrepublik ist in 
den letzten Jahren leicht rückläufig. Er beträgt zur 
Zeit rd. 8 ®/o. 

Kurzfristige Aussichten 

Die seit 1973 zu beobachtende Verlangsamung der 
Expansion des internationalen Fremdenverkehrs 
setzte sich 1974 fort. Auch für 1975 erwartet die 
OECD noch keine Wende. Die deutsche Tourismus- 
entwicklung ist positiv zu beurteilen. 

Nach den Auswertungsergebnissen des Statistischen 
Bundesamtes für 1974 wurde in den Erholungs- und 
Luftkurorten jeweils ein Anstieg der Übernach- 
tungszahlen um 6^/o, in den Heilbädern um 3®/o und 
in den Seebädern um EVo verzeichnet. 1975 kann 
nach den bisher vorliegenden Informationen mit ei- 
nem Aufwärtstrend gerechnet werden. Die Reise- 
veranstalter rechnen mit einem Zuwachs von mehr 
als 5Vo. 

Mittelfristige Aussichten 

Prognosen für den internationalen Tourismus in den 
nächsten zwei bis drei Jahren sind angesichts zahl- 
reicher Unsicherheitsfaktoren nur begrenzt möglich. 
Inwieweit die Preisentwicklung in für den Touris- 
mus relevanten Bereichen auf die Nachfrage wirkt, 
muß abgewartet werden. Sicher anzunehmen ist je- 
doch, daß die Zuwachsraten der Jahre 1962 bis 1971 
weder absolut noch relativ in naher Zukunft wieder 
erreicht werden können. 


Ein Rückgang des Tourismus — trotz temporärer 
Nachfrageschwächen — ist mittelfristig unwahr- 
scheinlich, da die den Fremdenverkehr stützenden 
Elemente, wie z. B. die bisherige Zunahme von Frei- 
zeit und Urlaub, die erst in den nächsten Jahren 
tourismuswirksam wird, entgegenwirken. Ein- 
schränkungen könnten sich am ehesten auf die so- 
genannten Zweit- und Drittreisen beziehen, die 1973 
etwa 17Vü der Urlaubsreisen ausmachten. 

Als offen muß auch angesehen werden, ob es im 
Gefolge der stabilitäts- und währungspolitischen 
Maßnnahmen der meisten OECD-Länder zu einer 
Beeinträchtigung des Auslandsreiseverkehrs kommt. 
In Deutschland könnte der Rückgang ausländischer 
Touristen wahrscheinlich am ehesten durch eine 
verstärkte Inlandsnachfrage kompensiert werden, 
die auf die größere Neigung, den Urlaub wieder 
im Inland zu verbringen, gestützt werden könnte ^). 

Langfristige Aussichten 

Die langfristigen Aussichten des Fremdenverkehrs 
sind positiv zu beurteilen. Die Reiseintensität ist 
noch erheblich steigerungsfähig. Schätzungen der 
Bundesregierung gehen davon aus, daß sich die 
Zahl der Urlaubsreisen von gegenwärtig 36 Millio- 
nen auf mindestens 45 Millionen erhöhen kann. Das 
bedeutet, daß dann etwa 60 ^/o der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland eine jährliche Urlaubs- 
reise unternehmen würden. Große Chancen liegen 
auch im Ausbau des Kurzzeittourismus. Eine Zu- 
nahme von Urlaub und Freizeit kann hier ebenso 
wie beispielsweise die Tendenz zur Einführung 
eines schulfreien Sonnabends nachfragesteigernd 
wirken. 


b Vgl. OECD-Tourismusbericht 1973/74 


III. Gesamtwirtschaftliche Bedeutung des Tourismus 


1. Binnenwirtschaftliche Aspekte 

Nachfrage 

Die Nachfrage nach touristischen Dienstleistungen 
und Gütern ist in den letzten 15 Jahren ständig ge- 
stiegen. Ausdruck dieser Entwicklung sind sowohl 
die Veränderung der Verwendungsstruktur des pri- 
vaten Einkommens b als auch der Aufbau entspre- 


b Vgl. „Leistung in Zahlen '73'', herausgegeben vom 
Bundesministerium für Wirtschaft; so haben sich bei- 
spielsweise zwischen 1958 und 1973 die Anteile an den 
Gesamtausgaben eines Vier-Personen- Arbeitnehmer- 
Haushalts mit mittlerem Einkommen, die auf Nahrung, 
Kleidung, Wohnung und Energie entfallen, von 73,8 
auf 62,2 Vo verringert. Gleichzeitig sind die Aufwen- 
dungen für die tourismusrelevanten Bereiche Verkehr, 
Nachrichtenübermittlung, Bildung und Unterhaltung 
von 1 1 auf 20 Vo gestiegen. Allein die Kosten für die 
Tourismuskilometer der privaten PKW (ein Viertel der 
durchschnittlichen jährlichen Fahrzeugkilometer) be- 
laufen sich auf 2 bis 3 Uo des BSP bzw. auf erheblich 
über 20 Mrd. DM. 


ehender Kapazitäten im Dienstleistungsbereich und 
bei der übrigen gewerblichen Wirtschaft. Der Tou- 
rismus hat nachhaltig zu einer Veränderung der 
Konsumgewohnheiten der Bevölkerung der Bundes- 
republik beigetragen. Neben der Steigerung der pri- 
vaten Einkommen und der Erhöhung der arbeits- 
freien Zeit wird die tourismusinduzierte Nachfrage 
wesentlich durch öffentliche und private Maßnahmen 
und Investitionen für den Fremdenverkehr, insbe- 
sondere für Infrastrukturmaßnahmen, bestimmt. 

Die Beurteilung der Bedeutung des Tourismus für 
die Wirtschaft der Bundesrepublik und Berlin (West) 
kann sich nicht auf eine isolierte Analyse der Frem- 
denverkehrswirtschaft beschränken. 

Tangierte Wirtschaftsbereiche, Produktion, 
Beschäftigung 

Das ökonomische Gewicht des Tourismus ergibt sich 
aus dem Umfang, durch den der Tourismus Produk- 
tion und Beschäftigung beeinflußt. Die einzelnen 


26 



Deutscher Bundestag — • 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3840 


Wirtschaftsbereiche sind in unterschiedlichem Maße 
vom Tourismus abhängig. Während einzelne Bran- 
chen sich überhaupt erst durch den Tourismus ent- 
wickelt haben, führte der Tourismus in anderen 
Branchen zu einer Stabilisierung bzw. Steigerung 
der Umsätze. Im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft sind Umsatz und Beschäftigung der Mineral- 
ölverarbeitung, des Straßenfahrzeugsbaus, des Luft- 
fahrzeugbaus, von Feinmechanik, Optik, Uhrenindu- 
strie, Druckerei und Vervielfältigung, des Beklei- 
dungsgewerbes, der Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie sowie des Baugewerbes zwischen 5 bis 
20 ^/o vom Tourismus bestimmt. 

Im Bereich des Dienstleistungssektors liegt die tou- 
rismusinduzierte Nachfrage für Eisenbahn und Post, 
die Wirtschaftswerbung und die sonstigen Dienst- 
leistungen ebenfalls in einer Größenordnung zwi- 
schen 5 bis 20 Vo. Für die Luftfahrt (80 ®/o), die Reise- 
veranstaltung und Reisevermittlung (100 Vo) und 

1) z. B. die Camping-Industrie (Zeltindustrie, Wohnwa- 
genindustrie, Zubehörindustrie usw.) mit einem Jah- 
resumsatz von etwa 2 Mrd. DM. 


das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe (35 ®/o) 
ergeben sich beträchtlich höhere Werte ^). Nach vor- 
sichtigen Schätzungen hängen im Dienstleistungs- 
sektor und in verschiedenen anderen Bereichen der 
gewerblichen Wirtschaft 1 bis 1,5 Millionen Arbeits- 
plätze von der durch den Tourismus getragenen 
bzw. maßgeblich mitbestimmten Nachfrage ab. Wei- 
tere 100 000 Arbeitsplätze können für die Landwirt- 
schaft (Landschaftspflege durch Landbewirtschaf- 
tung, Bereitstellen von Dienstleistungen, z. B. Ver- 
leihung von Pony, Reitpferd) sowie für den öffent- 
lichen Bereich von Bund, Ländern und insbesondere 
der Gemeinden veranschlagt werden. Detaillierte 
Angaben setzen eine Verbesserung entsprechender 
Statistiken bzw. umfangreiche Sondererhebungen 
voraus. 

Vom Tourismus werden in den nächsten Jahren 
weiter Impulse für das wirtschaftliche Wachstum 
ausgehen. Voraussetzung dafür ist, daß der ver- 
mutete Trend zum „investiven Urlaub" anhält. 


-) Berechnung des Bundesministeriums für Wirtschaft 


Bedeutung des Tourismus für ausgewählte Bereiche des verarbeitenden Gewerbes 

— Schätzung — 


Leit- 
ziffer 0 

Wirtschaftsbereich 

Beschäftigte -] 
1973 

Inlands- 
umsatz “) 1973 
in Millionen 
DM 

wirtschaftliches 
Gewicht des 
Tourismus 

X bis 5 ‘^/ü 

XX bis 20 “/() 

XXX bis 50 0 
XX XX über 50 ^/o 

Touris- 

musab- 

hängige 

Beschäf- 

tigte 

— Schätz 

Touris- 
musab- 
hängiger 
Umsatz 
in ®/o 

werte — 

205 

Mineralölverarbeitung . . , 

36 850 

25 530 

XX 

5 000 

15 

244 

Straßenfahrzeugbau 

625 750 

29 655 

XX 

120 000 

20 

246 

Schiffbau einschließlich 
Boots- und Jachtbau 

72 050 

2 357 

X 

5 000 

3 

248 

Luftfahrzeugbau 

40 860 

2 155 

XX 

10 000 

20 

252/254 

Feinmechanik und Optik, 
Uhrenindustrie 

157 110 

4 623 

XXX 

30 000 

23 

258 

Musikinstrumente, Sport- 
geräte, Spiel- und 
Schmuckwaren 

54 840 

2 004 

XX 

10 000 

20 

268 

Druckerei und Verviel- 
fältigung 

219 060 

11 541 

XX 

10 000 

6 

272 

Schuhindustrie 

69 920 

3 055 

X 

3 000 

5 

276 

Bekleidungsgewerbe .... 

359 740 

15 657 

XX 

30 000 

7 

28/29 

Nahrungs- und Genuß- 
mittelindustrie 

504 800 

82 333 

XX 

30 000 

7 

3 

Bauhauptgewerbe 

1 508 100 

77 339 

XX 

100 0003) 

7 


zusammen . . . 

3 757 000 



353 000 



0 Leitziffer identisch mit „Systematik der Wirtschaftszweige", Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 1961 

-) Statistisches Bundesamt 

•^) einschließlich Ausbaugewerbe 


27 




Drucksache 7/3840 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bedeutung des Tourismus für ausgewählte Bereiche des Dienstleistungssektors 

— Schätzung — 


Leit- 

ziffer 

Wirtschaftsbereich 

Beschäftigte 

1970 

Umsatz 1972 
in Millionen 
DM 

wirtschaftliches 
Gewicht des 
Tourismus 

X bis 5Vo 

XX bis 20 Ve 

XXX bis 50 ^/c 
xxxx über 50®/o 

Touris- 

musab- 

hängige 

Beschäf- 

tigte 

— Schätz^ 

Touris- 
musab- 
hängiger 
Umsatz 
in ®/o 

werte — 

4 

Großhandel, Handelsver- 
mittlung, Einzelhandel . . 

3 700 000 

581 985 

X 

200 000 

3 bis 5 

500/507 

Eisenbahnen und 

Deutsche Bundespost .... 

870 000 

12 906 

XX 

100 000 

10 bis 15 

501 

Deutsche Bundesbahn .... 

Deutsche Bundespost .... 

Sonstige Eisenbahnen . . . 

Straßenverkehr 

(402 000) 

(456 000) 

(12 000) 

310 000 

(12 323) 

(581) , 

17219 

X 

15 000 

1 

502 

Binnenschiffahrt 

25 000 

2 690 

X 

1 500 

1 

503 

See- und Küstenschiffahrt 

67 000 

1 312 

X 

2 000 

1 

504 

Luftfahrt, Flugplätze 

26 000 

2 749 

xxxx 

21 000 

80 

5096 

Reiseveranstaltung, 
Reisevermittlung 

19 000 

559 

xxxx 

19 000 

100 

60 

Kredit- und sonstiges 
Finanzierungsgewerbe *) . 

427 000 

6 773 

X 

10 000 

4 

61 

Versicherungsgesell- 
schaften 

232 000 

860 

X 

10 000 

5 

700 

Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbe 

721 000 

27 716 

XXX 

250 000 

35 

707 

Kunst, Theater, Film, 
Rundfunk, Fernsehen .... 

67 000 

2 546 

X 

7 000 

5 

708 

Verlags- und Pressewesen 

98 000 

10 490 

X 

8 000 

5 

713 

Architekten und 

Ing. -Büros u. a 

185 000 

9 470 

X 

5 000 

2 

714 

Wirtschaftswerbung 

48 000 

6 872 

XX 

5 000 

10 

718 

Sonstige Dienstleistungen 

138 000 

10 020 

XX 

15 000 

10 

7181 

7187 

Schausteller 

Fotografisches Gewerbe . . 

(7 000) 

(16 000) 

(269) 

(637) 





zusammen . . . 

6 933 000 



668 000 



ohne steuerfreie Umsätze nach § 4 VStG Ziffern 8 und 9 


Regionale Bedeutung 

Die wirtschaftliche Bedeutung des Fremdenverkehrs 
ist unter regionalen Gesichtspunkten sehr unter- 
schiedlich. Das Schwergewicht liegt in Süddeutsch- 
land. Auf Bayern (26,3) und Baden-Württemberg 
(16,1) entfielen 1971 allein 42,4 ^lo der inländischen 
Urlaubsreisen. 


In vielen traditionellen Feriengebieten trägt der 
Tourismus zur Erhaltung von Arbeitsplätzen bei. 
Da in diesen Regionen häufig das Angebot an in- 
dustriellen Arbeitsplätzen gering ist, kommt dem 
Fremdenverkehr selbst bei Berücksichtigung eines 
hohen Anteils von Teilzeitkräften unter diesem Ge- 
sichtspunkt erhebliche beschäftigungspolitische Be- 
deutung zu. 
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Regionale Verteilung des Fremdenverkehrs in der Bundesrepublik Deutschland 


Bundesländer 

Bettenkapazität ') 

Übernachtungen 

Urlaubsreisen 
— Inland 1971 — 

gewerb- 

liche 

Betriebe 

Privat- 

zimmer 

Spalte 

1 + 2 
in ®/o 

1972 ins- 
gesamt 
in 1 000 

Spalte 

4 

in Vo 

1972 in 
Privat- 
zimmern 
in 1 000 

Spalte 

6 

in Vo 
der 
Spalte 
4 

in 1 000 

in Vo 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Schleswig-Holstein 

107 866 

107 443 




8 428 

4,1 

2 246 

13,7 

Hamburg 

16 278 

— 


2 661 

13 

— 

— 

239 

1,5 

Niedersachsen 

140 726 

62 532 

12,3 

21 289 

10,5 

4 642 

2,3 

2 314 

14,2 

Bremen 

4 151 

— 

0,2 

794 


— 

— 

142 

0,9 

Berlin 


— 

0,9 

2 847 

1,4 

— 

— 

291 

1,8 

Nördliches Bundes- 










gebiet und Berlin .... 

284 073 

169 975 

27,4 

45 996 

22,6 

13 070 

6,4 

5 232 

32,1 

Nordrhein-Westfalen . 

150 734 

17 790 

10,2 

26 039 

12,8 

1 845 


1 818 

11,2 

Hessen 

115 114 

28 422 

S,7 

22 494 

11,0 

2 838 

1,4 

1 322 

8,1 

Rheinland-Pfalz 

81 394 

19 837 

6,1 

11 887 

5,8 

1 645 

0,8 

650 


Saarland 

5 483 

297 

0,3 

639 

0,3 

19 

0,0 

92 

0,6 

Mittleres Bundesgebiet 

352 725 

66 346 

25,3 

61 059 

29,9 

6 347 

3,1 

3 882 

23,9 

Baden-Württemberg . . 

207 501 

82 122 

17,5 

39 353 

19,3 

7 869 

3,9 

2 724 

16,7 

Bayern 

302 567 

192 427 

29,8 

57 392 

28,2 

15 535 

7,6 

4 446 

27,3 

Südliches Bundesgebiet 

510 068 

274 549 

47,3 

96 745 

47,5 

23 404 

11,5 

7 170 

44,0 

insgesamt . . . 

1 146 866 

510 870 

100,0 

203 800 

100,0 

42 821 

21,0 

16 284 

100,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
1) Stand 1. April 1973 


Eine Regionalisierung der Arbeitsplätze im übrigen 
Dienstleistungsbereich und in der gewerblichen 
Wirtschaft in bezug auf ihre Tourismusabhängigkeit 
ist nicht möglich. 

Nebenerwerb 

Der Fremdenverkehr bietet gute Möglichkeiten für 
Kombinationen aus Haupt- und Nebenerwerb. Das 
Vermieten von Privatzimmern hat eine lange Tra- 
dition. Es ist von erheblichem wirtschaftlichen Ge- 
wicht. Jede fünfte Übernachtung im Jahr 1972 ent- 
fiel auf ein Privatquartier. In einzelnen Gebieten 
übersteigt im Sommer die Zahl der Übernachtungen 
in Privatquartieren die in gewerblichen Betrieben. 


Insgesamt stehen in der Bundesrepublik und Berlin 
(West) 1 211 808 Betten in gewerblichen Betrieben 
522 761 in Privatquartieren gegenüber. 

Für die Landwirtschaft in bestimmten Regionen er- 
geben sich durch den „Urlaub auf dem Bauernhof" 
Chancen für die Einkommensverbesserung. Gegen- 
wärtig gibt es im Bundesgebiet etwa 120 000 Gäste- 
betten in rd. 23 600 landwirtschaftlichen Betrieben, 
die diese Urlaubsform anbieten. 

Die Palette der nebenerwerblichen Formen im Tou- 
rismus reicht vom gelegentlichen Reiseführer bis hin 
zur Kombination Handwerksbetrieb/Gastwirtschaft. 


Vgl. Agrarbericht der Bundesregierung 1975 
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2. Außenwirtschaftliche Zusammenhänge 

Weltwirtschaftliche Verflechtung 

Der Tourismus hat zur Entwicklung der internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen nach dem 11. Welt- 
krieg in großem Maße beigetragen. Für die Import- 
fähigkeit vieler Länder sind die Einnahmen aus 
dem Fremdenverkehr von maßgeblicher Bedeutung. 
Damit sind sie auch für die Exportmöglichkeiten an- 
derer Länder mitbestimmend. Entsprechend hoch ist 
die Bedeutung des internationalen Tourismus für 
das wirtschaftliche Wachstum sowie die Erhaltung 
industrieller Arbeitsplätze anzusetzen, die in sehr 
starkem Maße vom Export abhängen. 

Gegenwärtig haben die Deviseneinnahmen aus dem 
Tourismus zum Ausgleich defizitärer Zahlungsbilan- 
zen vor dem Hintergrund der gestiegenen Rohöl- 
kosten besondere Bedeutung. 

Devisenausgaben 

1973 beliefen sich die Einnahmen der OECD-Mit- 
gliedsstaaten aus dem internationalen Fremdenver- 
kehr auf rund 25 Mrd. Dollar (etwa 65 Mrd. DM). 
Dem stehen Ausgaben in Höhe von rd. 27 Mrd. 


Dollar gegenüber. Die Devisenausgaben Deutscher 
für Reisen ins Ausland beliefen sich 1973 auf 
17,3 Mrd. DM. Ausländer gaben in der Bundesrepu- 
blik 1973 5,8 Mrd. DM an Devisen aus. 

1974 gaben Deutsche für Reisen ins Ausland 18,4 
Mrd. DM, Ausländer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West) 6,1 Mrd. DM aus. 

Tourismusabhängigkeit 

Der Fremdenverkehr ist für die Hauptzielländer des 
deutschen Urlaubstourismus von steigender wirt- 
schaftlicher Bedeutung. In den Ländern Österreich, 
Italien, Spanien, Schweiz und Jugoslawien erhöhte 
sich zwischen 1970 und 1972 die Bedeutung der De- 
viseneinnahmen aus dem Tourismus — gemessen 
an der Entwicklung des Bruttosozialprodukts — 
ständig. Der Anteil der Deviseneinnahmen aus dem 
Tourismus erhöhte sich beispielsweise in Österreich 
von 6,7 auf 9,3 Vo. 

Die große Bedeutung des Tourismus als Devisen- 
bringer geht auch daraus hervor, daß in Spanien 
33,1 ®/o, in Italien 8,5 ^/o, in Österreich 26,1 Vo, in 
der Schweiz 11,7 ^/o und in Jugoslawien 11,3 ^/o der 
Exporterlöse aus Waren und Dienstleistungen 1972 
aus dem Tourismus stammen. 


Wirtschaftlfche Bedeutung des Fremdenverkehrs für die wichtigsten Zielländer 

des deutschen Urlaubstourismus 


Land 

Tourismus- 
übernach- 
tungen von 
Ausländern 
1973 1) 

in Millionen 

Tourismus- 

übernach- 

tungen 

Deutscher 

1973 

in Millio- 
nen^) 

in Vo der 
Ausländer- 
übernach- 
tungen 

Devisen- 
einnahmen 
aus Touris- 
mus 1973 
in Mrd. DM ®) 

Devisen- 

ausgaben 

deutscher 

Reisender 

1973 

in Mrd. DM 

Devisen- 
einnahmen 
in ®/o der 
Exporterlöse 
aus Waren 
und Dienst- 
leistungen 
1972 9 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Spanien 

69,7 

16,7 

24,0 

8 555 

1 176 

33,1 

Italien 

73,3 

29,8 

40,7 

6312 

3 051 

8,5 

Österreich 

71,8 

56,2 

78,2 

5 824 

4 060 

26,1 

Schweiz 

21,2 

6,3 

29,8 

3 695 

1 851 

11,7 

Jugoslawien 

32,0 

12,5 

39,0 

1 676 

800 

11,3 

zusammen . . . 

268,0 

121,5 


26 062 

10 938 



Quellen und Hinweise: 

b OECD-Jahresberidit 1974, Tourism-Policy and International Tourism in OECD-Member Countries 
^) Deutsche Bundesbank, Statistisches Beiheft, Reihe 3, Juli 1974 
=^) Nach OECD-Jahresbericht 1974, Kurs: 1 US-Dollar = DM 2,66 

h Das sind 63 ®/o der Devisenausgaben deutscher Urlaubsreisender von 17,295 5) Mrd. DM 
5) Statistisches Beiheft zum Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, Reihe 3, August 1974 
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Einnahmen und Ausgaben der OECD-Mitgliedstaaten 
im internationalen Fremdenverkehr 

(gerundete Zahlen in Millionen US-S) 


Land 

Einnahmen 

Ausgaben 


1972 

1 1973 

1972 

1 1973 

Österreich 

1 679 

2 190 

553 

821 

BLWU 

433 

628 

709 

1 043 

Dänemark 

491 

578 

374 

499 

Finnland 

229 

283 

147 

195 

Frankreich 

1 921 

2 390 

1 573 

2 155 

Deutschland 

1 854 

2 183 

4 513 

6 504 

Griechenland 

393 

515 

66 

73 

Island 

8 

13 

8 

13 

Irland 

157 

193 

113 


Italien 

2 174 

2 373 

1 049 

1 459 

Niederlande 

740 

963 

867 

1 204 

Norwegen 

207 

246 

212 

288 

Portugal 

391 

514 

153 

232 

Spanien 

2 608 

3216 

190 

271 

Schweden 

181 

219 

679 

718 

Schweiz 

1 062 

1 389 

438 

589 

Türkei 

104 

172 

59 

93 

Großbritannien 

1 367 

1 672 

1 309 

1 665 

Europäische OECD-Mitgliedstaaten 





insgesamt 

' 15 999 

19 737 

13 012 

17 822 

Australien 

196 

206 

454 

484 

Kanada 

1 218 

1 446 

1 450 

1 742 

Japan 

201 

209 

774 

1 251 

Neuseeland 

62 

78 

115 

138 

Vereinigte Staaten 

2 717 

3 250 

4 944 

5 371 

Sämtliche OECD-Mitgliedstaaten .... 

20 393 

24 926 

20 749 

26 808 

Jugoslawien 

491 

630 



Die Einnahmen und Ausgaben für die internationale Beförderung von Touristen sind außer für Kanada und die 
Türkei in den vielfach vorläufigen Zahlen nicht enthalten. 

Den Zahlen für Kanada, Irland, die Schweiz, Großbritannien und die Vereinigten Staaten liegen Stichprobenerhe- 
bungen zugrunde; für die übrigen Länder wurden Bankenausweise herangezogen, 

Zeichenerklärung: . = kein Nachweis vorhanden. 

Quelle: OECD 
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Entwicklung des Bruttosozialprodukts^) und der Deviseneinnahmen aus Tourismus 


Land 

1970 

1972 

Bruttosozial- 
produkt 
in Mrd. 
US-$ 2) 

Devisen- 
einnahmen 
aus Touris- 
mus 
in Mrd. 
US-S 3) 

Spalte 2 
in der 
Spalte 1 

Bruttosozial- 
produkt 
in Mrd. 
US-$ 

Devisen- 
einnahmen 
aus Touris- 
mus 
in Mrd. 

us-l 5) 

Spalte 5 
in der 
Spalte 4 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Österreich 

14,8 

998,8 

67 

18,1 

1 679,3 

9,3 

Italien 

94,6 

1 638,6 

h7 

106,5 

2 174,0 

2,0 

Spanien 

34,4 

1 680,7 

4,9 

41,6 

2 607,6 

6,3 

Schweiz 

20,9 

733,0 

3,5 

24,7 

1 062,0 

4,3 

Jugoslawien 

13,3 

274,2 

2,1 

16,7 

490,5 

2,9 


Zu Marktpreisen 

2) Nach World Bank Atlas, Internat. Bank for Reconstruction and Development; Population, Per Capita Product and 
Growth Rates, 1972 

Nach OECD-Bericht 1972: Tourism Policy and international Tourism in OECD-Member Countries 
wie 2) a. a. O., nach Ausgabe 1974 

5) Nach OECD-Bericht 1974: Tourism Policy and international Tourism in OECD-Member Countries 


IV. Gesellschaftspolitische Zusammenhänge 


1. Sozial-ökonomische Faktoren 

Entwicklung von Freizeit und Einkommen 

Der moderne Fremdenverkehr ist ohne die in den 
letzten Jahrzehnten erfolgte Verkürzung und Um- 
verteilung der Arbeitszeit nicht denkbar. Für die 
touristische Nutzung sind besonders die Verlänge- 
rung des Jahresurlaubs sowie die Einführung der 
5-Tage-Woche von Bedeutung. Von Gewicht ist auch 
die frühere Beendigung des Arbeitslebens (flexible 
Altersgrenze, Invalidität) und die hohe Reiseintensi- 
tät der Jugend vor ihrem Eintritt in das Berufsleben. 

In den letzten zehn Jahren hat sich der Endurlaub 
von Arbeitern und Angestellten um mehr als eine 
Woche verlängert. Der 1973 von rd. 60 Vo der Arbeit- 
nehmer erreichte tarifliche Endurlaub betrug bei 
Arbeitern 27,1 und bei Angestellten 28,2 Werktage 
(sechs Werktage pro Woche). 

Auch 1975 wird die durchschnittliche Urlaubsdauer 
zunehmen. Bereits im Juni 1974 lagen Tarifverträge 
für rd. 6,8 Millionen Arbeitnehmer vor, die Urlaubs- 
verlängerungen vorsehen. Für die Arbeitnehmer 
der Metallindustrie liegt 1974 der geringste tarif- 
liche Urlaubsanspruch bei vier Wochen. Der größte 
Teil der Beschäftigten (über 30 Jahre) dieses Wirt- 
schaftsbereichs kann mehr als fünf Wochen bean- 
spruchen. 


Bildete die Vermehrung freiverfügbarer Zeit die 
zeitliche Voraussetzung für die verstärkte Teilnah- 
me breiter Schichten der Bevölkerung am Touris- 
mus, so war die Steigerung der privaten Einkom- 
men die materielle Voraussetzung dafür. Das ver- 
fügbare Einkommen der privaten Haushalte je Ein- 
wohner stieg von 3 401 DM im Jahre 1960 auf 8 479 
DM im Jahre 1972 an. ^) 


^) Quelle: Statistisches Bundesamt 


Die Entwicklung des Endurlaubs 1963 bis 1973 

in Werktagen 



Arbeiter 

Angestellte 

1963 

20,5 

22,4 

1965 

22,6 

23,6 

1967 

23,1 

24,0 

1970 

23,7 

24,3 

1972 

26,7 

27,8 

1973 

27,1 

28,2 


Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
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In den letzten Jahren ist von vielen Arbeitgebern 
neben der Fortzahlung der Bezüge während des Er- 
holungsurlaubs ein zusätzliches Urlaubsgeld ge- 
zahlt worden. Bei den Arbeitern sind es rd. 85 Vo 
und bei den Angestellten rd. 68 ^/o, die 1973 in den 
Genuß dieser Zahlungen gekommen sind. Je nach 
Berechnungsart liegen die Schwerpunkte bei 30 Vo 
des Urlaubsentgeltes, bei Pauschalbeträgen zwi- 
schen 200 und 300 DM oder Beträgen je nach Ur- 
laubstag zwischen 12 bis 20 DM. 

Relation Arbeitszeit/Freizeit 

Solange Freizeit nur einen geringen Umfang hatte 
und im wesentlichen zur physischen Erholung be- 
nötigt wurde, gingen von ihrer Verwendung kaum 
wirtschaftliche Impulse aus. Entsprechend bedeu- 
tungslos war Freizeit für die Entwicklung sozialer 
V erhaltensweisen. 

Inzwischen hat sich die Relation zwischen Arbeits- 
zeit und Freizeit grundlegend geändert. Im Durch- 
schnitt stehen bereits heute mehr als 40 Stunden 
Freizeit wöchentlich zur Verfügung, auch wenn es 
zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
hierbei noch deutliche Unterschiede gibt. Freizeit 
in dieser Dimension ist damit ein wichtiges gesell- 
schafts- und wirtschaftspolitisches Orientierungsda- 
tum und von großer tourismuspolitischer Bedeutung. 

Engpaß Wochenende 

Ebenso wie dem Umfang kommt der zeitlichen Streu- 
ung der wöchentlichen Freizeit erhebliche ökonomi- 
sche Bedeutung zu. Die gegenwärtige Verteilung, 
mit dem eindeutigen Schwerpunkt am Wochenende, 
ist gerade auch für die Kapazitäten und die Bereit- 
stellung des Leistungsangebotes der Fremdenver- 
kehrswirtschaft ein bestimmender Faktor. 

Die hohe Präferenz der Bevölkerung für ein zwei- 
tägiges arbeitsfreies Wochenende ist für diese Zeit- 
verteilung Ursache. Soweit der freie Sonnabend 
noch nicht erreicht ist (Handel, Lehrer etc.), sind 
entsprechende Bestrebungen zu registrieren. Ver- 
suche dagegen, die wöchentliche Freizeit stärker auf 
die gesamte Woche zu verteilen, haben bisher kaum 
Erfolg gehabt. 

Die allgemeine Ausrichtung auf ein arbeitsfreies 
Wochenende wirft im Dienstleistungsbereich die 
größten Probleme auf. Hier besteht die Notwendig- 
keit, ganzwöchig zu arbeiten, bzw. die Dienstlei- 
stungen werden nur am Wochenende nachgefragt. 
Dies gilt besonders für weite Teile des Hotel- und 
Gaststättengewerbes. Die Nachfrage konzentriert 
sich auf das Wochenende. Den Rest der Woche sind 
die auf die Wochenendnachfrage ausgelegten Kapa- 
zitäten unzureichend ausgenutzt. Dies läßt sich auch 
für entsprechende öffentliche Einrichtungen und die 
Infrastruktur feststellen, die der Freizeitgestaltung 
und dem Tourismus dienen. 


Eine Umverteilung der wöchentlichen Freizeit würde 
einen Wandel vieler sozialer Verhaltensweisen und 
Wertvorstellungen voraussetzen. Dabei würde es 
sich um einen sehr langwierigen, komplexen und 
nicht konfliktfreien Vorgang handeln, der mit ande- 
ren gesellschaftspolitischen Zielen kollidieren könn- 
te. 


2. Gesellschaftspolitische Vorgaben 

Realisierung politischer Zielsetzungen 

Die Realisierung wesentlicher Zielvorgaben der Ge- 
sellschafts- und Sozialpolitik der Bundesregierung 
ist ohne eine leistungs- und funktionsfähige Frem- 
denverkehrswirtschaft und eine entsprechende In- 
frastruktur für den Tourismus nicht möglich. Es 
kommt deshalb darauf an, daß sich die Fremden- 
verkehrswirtschaft an den gestellten Aufgaben 
orientiert und zur Erreichung der gesteckten Ziele 
beiträgt. 

Das Bemühen der Bundesregierung, breiten Schich- 
ten der Bevölkerung Möglichkeiten zur Erholung, 
Entspannung und zur freien Entfaltung der Persön- 
lichkeit zu schaffen, kann einer entsprechend be- 
darfsorientierten Fremdenverkehrswirtschaft ein 
stark erweitertes Tätigkeitsfeld eröffnen. Besonders 
eng muß dieser Zusammenhang bei der Gesundheits-, 
Familien- und Jugendpolitik und bei der Berücksich- 
tigung von benachteiligten Gruppen der Gesellschaft 
sein. 

In zunehmendem Maße werden Einrichtungen des 
Fremdenverkehrs für Zwecke der beruflichen Aus- 
und Fortbildung in Anspruch genommen. Längerfri- 
stig dürfte der Bildungsurlaub, der in 200 Tarifver- 
trägen verankert und in vier Bundesländern gesetz- 
lich geregelt ist, eine wichtige Rolle spielen. 

Begrenzungen 

Die intensive Nutzung der Landschaft für Freizeit 
und Erholungszwecke wirft Fragen des Umwelt- 
schutzes auf. Es ist damit zu rechnen, daß die Auf- 
lagen für den Umweltschutz auch für den Tourismus 
restriktive Bedeutung haben. Die zum Teil gerade 
erst erreichte unbehinderte Nutzung der Landschaft, 
der allgemeine Zutritt zu Wäldern und Seeufern 
wird im Interesse der Erhaltung der Erholungsland- 
schaft u. U. begrenzt werden müssen. Die unlimi- 
tierte Benutzung von Motorbooten auf Binnengewäs- 
sern kann z. B. ebensowenig hingenommen werden 
wie die Errichtung von Zelt- und Wohnwagenplät- 
zen ohne Rücksicht auf die Belastbarkeit der Land- 
schaft. Entsprechende Auflagen können hier bei ei- 
ner weiteren Expansion in bestimmten Gebieten der 
Bundesrepublik erforderlich werden. 
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V. Ziele der Tourismuspolitik der Bundesregierung 


Die Tourismuspolitik ist ein integraler Bestandteil 
der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik der Bun- 
desregierung. Sie ist im nationalen und internatio- 
nalen Bereich darauf gerichtet, den Tourismus in 
seinen vielfältigen Formen zu entwickeln und im 
Hinblick auf soziale Belange und wirtschaftspoliti- 
sche Erfordernisse gestaltend zu beeinflussen. Da- 
bei ist grundsätzlich davon auszugehen, daß die not- 
wendige Anpassung des gewerblichen touristischen 
Angebots an veränderte Marktbedingungen in erster 
Linie eine Sache der einzelnen Unternehmen selbst 
ist. 

Die Wirtschafts- und gesellschaftspolitische Bedeu- 
tung des Tourismus ist in den letzten Jahren stän- 
dig gestiegen. In der Bundesrepublik und Berlin 
(West) hängen etwa 1,5 Millionen Arbeitsplätze vom 
Fremdenverkehr ab. Die weitere Entwicklung des 
Tourismus ist ein bestimmender Faktor sowohl für 
viele Bereiche des produzierenden Gewerbes und 
des Dienstleistungssektors in der Bundesrepublik 
als auch für die internationalen Wirtschaftsbezie- 
hungen geworden. 

Die Bundesregierung hält deshalb eine umfassende 
Analyse, Darstellung und Diskussion der Funktion 
und Aufgaben der Tourismuspolitik im Rahmen der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik für notwendig. 
Sie will damit die erforderliche Basis für die gemein- 
same Zielausrichtung sowie den Ausbau und die 
Abstimmung auch der bereits existierenden touris- 
muspolitischen Aktivitäten des Bundes, der Länder 
und der kommunalen Spitzenverbände schaffen. 
Gleichzeitig strebt die Bundesregierung damit an, 
daß die mit dem Tourismus verflochtenen Bereiche 
ihre Politik soweit differenzieren können, daß den 
unterschiedlichen fremdenverkehrspolitischen Erfor- 
dernissen Rechnung getragen wird. 

Die Bundesregierung geht bei der Festlegung ihrer 
Ziele und ihres Schwerpunktprogramms für den 
Tourismus davon aus, daß aufgrund der gesamtwirt- 
schaftlichen und gesellschaftspolitischen Bedeutung 
dieses Wirtschaftsbereichs eine gemeinsame poli- 
tische Verantwortung von Bund und Ländern für die 
Tourismuspolitik im Rahmen der verfassungsrecht- 
lichen Aufgabenteilung besteht. Bei der Durchfüh- 
rung ihrer Tourismuspolitik wird die Bundesregie- 
rung deshalb mit den Ländern, den kommunalen 
Spitzenverbänden und der Fremdenverkehrswirt- 
schaft eng Zusammenarbeiten. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Touris- 
muspolitik in Deutschland ein relativ junger Politik- 
bereich ist, ergeben sich folgende Ziele: 

— Sicherung der für eine kontinuierliche Entwick- 
lung des Tourismus erforderlichen Rahmenbedin- 
gungen 


— Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Fremdenverkehrswirt- 
schaft 

— Verbesserung der Möglichkeiten für die Teil- 
nahme breiter Bevölkerungsschichten am Touris- 
mus 

— Ausbau der Zusammenarbeit im internationalen 
Tourismus. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die ent- 
scheidende Voraussetzung für das Erreichen dieser 
Ziele, daß eine gesicherte Informationsbasis und die 
Koordinierung der tourismusrelevanten Maßnahmen 
zwischen Bund, Ländern und Fremdenverkehrswirt- 
schaft vorrangig verbessert bzw. geschaffen werden. 

Sicherung der für eine kontinuierliche Entwicklung 
des Tourismus erforderlichen Rahmenbedingungen 

Eine kontinuierliche Entwicklung des Tourismus in 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
ist nur möglich, wenn die rechtlichen, räumlichen, 
ordnungspolitischen und institutioneilen Rahmenbe- 
dingungen den Erfordernissen des modernen Erho- 
lungs- und Freizeittourismus entsprechen. 

Die Bundesregierung strebt deshalb in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern als ersten wichtigen Schritt 
die Erstellung einer Übersicht über die vorrangig 
für Urlaub und Naherholung geeigneten Gebiete an. 
Eine derartige Übersicht ist die unabdingbare Vor- 
aussetzung dafür, daß Überlegungen angestellt und 
Maßnahmen ergriffen werden können, um irrever- 
sible Beeinträchtigungen zu vermeiden bzw. Schä- 
den zu verhindern, die sonst nur mit volkswirtschaft- 
lich unvertretbar hohen Kosten rückgängig gemacht 
werden können. 

Parallel dazu ist eine genauere Kenntnis der künf- 
tigen Nachfrage nach Urlaubs- und Naherholungs- 
angeboten erforderlich. Auch bei der Erstellung sol- 
cher Bedarfsanalysen ist nach Auffassung der Bun- 
desregierung eine enge Kooperation von Bund, Län- 
dern und kommunalen Spitzenverbänden unerläß- 
lich. Vorrangiges Ziel muß sein, den Freizeitwert 
und den Charakter von Tourismusgebieten zu 
sichern. Hierzu gehört auch die Erarbeitung ent- 
sprechender Belastungswerte und -grenzen. Bei der 
Auswahl der Kriterien sind vor allem Raumord- 
nungs- und Umweltschutzgesichtspunkte zu berück- 
sichtigen. 

Neben der Sicherung der landwirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen und der infrastrukturellen Erschlie- 
ßung der Fremdenverkehrsgebiete legt die Bundes- 
regierung auf die Ausweitung der Möglichkeiten für 
die Naherholung, die zu einem erheblichen Teil 
Wochenend- und Tagestourismus ist, besonderen 
Wert. Dabei kommt den Möglichkeiten für eine 
aktive Gestaltung der Freizeit große Bedeutung zu. 
Die regional sehr unterschiedliche Ausstattung mit 
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Naherholungsgebieten und -einrichtungen muß ver- 
bessert werden. Dabei sollen Entwicklung und Aus- 
bau von Naherholungsmöglichkeiten so geplant 
werden, daß Beeinträchtigungen des Urlaubstouris- 
mus durch den Ausflugsverkehr möglichst vermie- 
den oder verringert, Ergänzungsmöglichkeiten hin- 
gegen weitgehend genutzt werden. 

Weiter ist es Ziel der Bundesregierung, die tradi- 
tionellen Freizeit- und Ferienzeitregelungen so weit 
wie möglich zu entzerren und eine bessere Ausnut- 
zung der gegenwärtig zur Verfügung stehenden 
Freizeit- und Erholungskapazitäten zu erreichen. 
Dabei kommt es insbesondere darauf an, die Nach- 
frageschwerpunkte am Wochenende und in den 
Sommermonaten zu entlasten. Da sich Urlaubs- und 
Naherholungsgebiete in Zukunft nur begrenzt erwei- 
tern lassen, wäre eine nachhaltige Konzentration der 
Nachfrage an Wochenenden sehr problematisch. 

Die Bundesregierung wird sich darum bemühen, daß 
die Bundesländer Ferienzeitregelungen schaffen, die 
es dem Bürger ermöglichen, einen längeren Urlaub 
mit seiner Familie auch außerhalb der Sommer- 
monate, d. h. der Hauptreisezeit, zu verbringen. 

Solche Ferienzeitregelungen müßten dazu führen, 
daß die Verkehrsengpässe vermindert und die Ur- 
laubserholung verbessert werden. Zugleich würden 
sie eine Dämpfung der Preise für das Leistungs- 
angebot der Fremdenverkehrswirtschaft durch eine 
wesentliche bessere saisonale Verteilung der Nach- 
frage bewirken. 

Der eindeutigen Rechtsposition des Touristen ge- 
genüber dem Anbieter touristischer Leistungen 
kommt vor dem Hintergrund eines immer schwerer 
zu überschauenden Angebots im In- und Ausland 
erhöhte Bedeutung zu. Es ist das Ziel der Bundes- 
regierung, das Recht der Allgemeinen Geschäftsbe- 
dingungen so zu gestalten, daß die Verfolgung von 
Ansprüchen gegenüber dem Anbieter oder Vermitt- 
ler einer touristischen Dienstleistung auch von 
einem juristisch nicht vorgebildeten Verbraucher 
schnell und unkompliziert möglich wird. Es geht 
grundsätzlich darum, jedem Touristen die Sicherheit 
zu geben, daß er die im Angebot zugesagten Lei- 
stungen erhält und im Falle von Leistungsstörungen 
ein gerechter Interessenausgleich gewährleistet ist. 

In der Verbesserung des Rechtsschutzes des Touri- 
sten sieht die Bundesregierung einen wichtigen Bei- 
trag zur Förderung des Tourismus. 

Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft 

Ihren strukturpolitischen Grundsätzen entsprechend 
strebt die Bundesregierung auch im Bereich der 
Fremdenverkehrswirtschaft eine stetige Steigerung 
der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit dieses 
weitgehend mittelständisch strukturierten Wirt- 
schaftsbereiches an. Dort, wo ein notwendiger Struk- 
turwandel von den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen der Fremdenverkehrswirtschaft nicht aus 
eigener Kraft bewältigt werden kann, setzen die 


Förderungsmaßnahmen des Bundes an. Die Bundes- 
regierung ist bei der Gewährung dieser Hilfen dem 
Prinzip „Hilfe zur Selbsthilfe" verpflichtet. 

Die Politik der Bundesregierung, durch zentrale 
Maßnahmen der Betriebsberatung, der Erleichterung 
der Kooperation, der Unterstützung der Marktbeob- 
achtung und Absatzförderung und im Rahmen der 
Bundeszuständigkeit auch durch die Bereitstellung 
von Finanzierungshilfen im Rahmen der zur Ver- 
fügung stehenden Mittel die einzelbetriebliche Lei- 
stungsfähigkeit zu stärken, zielt auf den Erhalt bzw. 
Ausbau einer auch im internationalen Maßstab wett- 
bewerbsfähigen deutschen Fremdenverkehrswirt- 
schaft ab. 

Dem gleichen Ziel dienen auch die Bemühungen der 
Bundesregierung, die Aus- und Fortbildung im Frem- 
denverkehrsgewerbe durch entsprechende finan- 
zielle Zuschüsse im Rahmen der zur Verfügung ste- 
henden Mittel an zentrale Einrichtungen nichtstaat- 
licher Organisationen zu unterstützen. Ebenso ist 
die Entwicklung neuer Ausbildungsordnungen an 
dieser fremdenverkehrspolitischen Zielsetzung orien- 
tiert. 

Verbesserung der Möglichkeiten für die Teilnahme 
breiter Bevölkerungsschichten am Tourismus 

Die Beteiligung aller Bevölkerungsgruppen am Tou- 
rismus ist ein besonderes gesellschaftspolitisches 
Anliegen der Bundesregierung. Die Bereitstellung 
einer ausreichend großen Zahl von geeigneten Ur- 
laubsangeboten für besonders förderungsbedürftige 
Bevölkerungsgruppen kann nur erreicht werden, 
wenn neben die Förderung entsprechender Spezial- 
einrichtungen wie z. B. Familienferienstätten eine 
zunehmend stärkere Ausrichtung des gewerblichen 
Angebots auf die Bedürfnisse dieser Gruppen tritt. 

Die Förderung der laufenden Familienferienmaß- 
nahmen fällt in den Aufgabenbereich der Bundes- 
länder. Die Bundesregierung unterstützt und ergänzt 
deren Bemühungen jedoch durch eine Reihe ge- 
zielter Initiativen. Sie fördert insbesondere den Bau 
und die Einrichtung von Familienferienstätten. Fami- 
lienferienstätten sind besonders wichtig für kinder- 
reiche Familien, Familien mit behinderten Kindern, 
Familien in schwierigen Wohnverhältnissen sowie 
solche Familien, in denen ein Elternteil nicht dau- 
ernd in der Familiengemeinschaft lebt. 

Darüber hinaus bemüht sich die Bundesregierung 
um den weiteren quantitativen und qualitativen Aus- 
bau des Angebots an Familienferienmöglichkeiten. 
Diesem Ziel dient u. a, die Konzeption zur Förde- 
rung der Familienerholung ^). 

In Ergänzung zur bisherigen Form der Förderung 
des Baues von Ferienstätten sucht die Bundesregie- 
rung neue Wege, um allen Familien unter stärkerer 
Inanspruchnahme des kommerziellen Urlaubsmark- 
tes zu entsprechenden Urlaubsmöglichkeiten zu ver- 
helfen. Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer 
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Möglichkeiten prüfen, wie bei der Vergabe der dem 
Bund zur Verfügung stehenden fremdenverkehrs- 
relevanten Finanzierungsmittel die gezielte Förde- 
rung von gewerblichen Urlaubsangeboten für förde- 
rungsbedürftige Bevölkerungsgruppen verstärkt 
werden kann. Sie wird sich in gleicher Richtung im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur'' einsetzen. 

Als geeignet sieht die Bundesregierung auch die 
direkten finanziellen Unterstützungen und Beihilfen 
für förderungsbedürftige Bevölkerungsgruppen an, 
wie sie auf breiter Grundlage von einigen Ländern 
und Kommunen vorgenommen werden, um indivi- 
duelle Erholungsurlaube zu ermöglichen. Sie strebt 
daher im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Mög- 
lichkeiten die Harmonisierung und Verbesserung 
der gegenwärtig unterschiedlichen Regelungen zur 
individuellen Urlaubsförderung finanzschwacher Fa- 
milien sowie der Altenerholung an. 

Damit möglichst viele Bürger die Chancen der 
Freizeit und der Urlaubszeit realisieren können, 
strebt die Bundesregierung eine Verbesserung der 
Möglichkeiten zur Urlaubsinformation an. Neben 
der Information über die im Bundesgebiet angebo- 
tenen Freizeitmöglichkeiten durch gezielte Aktionen 
ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit einen kooperativ von den Fremden- 
verkehrsverbänden und anderen interessierten Krei- 
sen zu schaffenden allgemeinen Informationsdienst 
für Touristen in der Anlaufzeit im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Mittel zu fördern. Er soll dem 
Bürger helfen, ein auf seine Verhältnisse und Wün- 
sche zugeschnittenes Urlaubsangebot auszuwählen. 

Vor dem Hintergrund der Entwicklung von Freizeit 
und Lebensarbeitszeit hält die Bundesregierung Be- 
mühungen um eine bessere Erforschung der Ur- 
laubswünsche einzelner Bevölkerungsgruppen für 
wichtig. 


Ausbau der internationalen Zusammenarbeit 
im Tourismus 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß Touristen 
über alle Staatsgrenzen hinweg ungehindert reisen 
können. Der Inlandstourismus kann deshalb nicht zu 
Lasten des Reisens ins Ausland gefördert werden. 

Eine solche Förderung läge auch nicht im Interesse 
der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft. Diese 
könnte in der Hauptreisezeit nicht Millionen deut- 
scher Auslandstouristen zusätzlich aufnehmen. In 
Anbetracht der kurzen Hochsaison kann die deut- 
sche Fremdenverkehrswirtschaft auch entsprechende 
Kapazitäten nicht mit Aussicht auf Rentabilität 
schaffen. Das inländische und das ausländische Tou- 
rismusangebot sollten sich deshalb sinnvoll ergän- 
zen. 

Im Interesse des deutschen Tourismus wird die Bun- 
desregierung die internationale Zusammenarbeit im 
Tourismus verstärkt fortsetzen. Sie wird in der EG, 
in der OECD, bei der KSZE und in der neuen Welt- 
tourismusorganisation (WTO) auf die größtmögliche 
Freiheit des grenzüberschreitenden Tourismus hin- 
wirken und sich für eine uneingeschränkte inter- 
nationale Anerkennung dieses Grundsatzes einset- 
zen. 

Dem Schutz und der Hilfeleistung für Touristen im 
Ausland in Gefahren- und Krisensituationen widmet 
die Bundesregierung angesichts der Millionen deut- 
scher Auslandstouristen besondere Aufmerksamkeit. 
Sie wird in der internationalen Zusammenarbeit 
nach Wegen suchen, auf denen die Sicherheit der 
Touristen im Ausland erhöht werden kann. 

Die Bundesregierung hat sich mit der Regierung 
Jugoslawiens über ein Abkommen zur Verstärkung 
der Zusammenarbeit in der Tourismuswirtschaft ver- 
ständigt. Sie ist bereit, auch mit anderen Ländern 
entsprechende bilaterale Vereinbarungen zu tref- 
fen. 
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Ziel 


Realisierung 


Sicherung der für eine konti- 
nuierliche Entwicklung des Tou- 
rismus erforderlichen Rahmen- 
bedingungen 


Erarbeitung einer Übersicht über alle Gebiete für Urlaub und Naherholung 


Erarbeitung von Belastungswerten für die touristisch genutzten Gebiete der 
Bundesrepublik 


Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftsgestaltung 


Ausbau der Infrastruktur für den Fremdenverkehr (im Rahmen der Gemein- 
Schaftsaufgabe) 


Förderung von modellhaften Anlagen und Einrichtungen für die Naherholung 
und den Kurzzeittourismus 


Verstärkung der Rechtsposition des Touristen 


Berücksichtigung von Belangen des Fremdenverkehrs in der allgemeinen Ge- 
setzgebung 


Steigerung der Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Fremdenverkehrswirtschaft 


Förderung der Betriebsberatung 


Unterstützung der Marktbeobachtung/Bereitstellung von Marktinformationen 


Absatzförderung/Entwicklung von Standard- und Qualitätsnormen zur besseren 
Präsentation und zur Erhöhung der Vergleichbarkeit des Angebots 


Bereitstellung von Finanzierungshilfen (ERP, Gemeinschaftsaufgabe) 


Förderung der Aus- und Fortbildung 


Ausarbeitung neuer Berufsbilder und Ausbildungsordnungen für Fremdenver- 
kehrsberufe 


Abbau von Wettbewerbshindernissen 


Förderung der Unternehmenskooperation 


Angleichung der Wettbewerbsbedingungen in der EG 


Förderung der Auslandswerbung (DZT) 


38 


















Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3840 


Ziel 


Verbesserung der Möglichkeiten 
für die Teilnahme breiter Bevöl- 
kerungsschichten am Tourismus 


Ausbau der internationalen Zu- 
sammenarbeit im Tourismus 


Verbesserung der Voraussetzun- 
gen für die Durchführung der 
Tourismuspolitik — Koordinie- 
rung und Information - 


Realisierung 


Verstärkung der Beteiligung förderungsbedürftiger Gruppen der Gesellschaft’ 
am Tourismus 


Förderung eines Informationsdienstes für Touristen 


Entwicklung neuer Urlaubsformen und Gestaltungsmöglichkeiten der Freizeit 


Förderung des internationalen Jugendaustausches 


Entwicklung einer Tourismuspolitik in der EG 


Tourismuspolitische Zusammenarbeit in der OECD 


Mitgestaltung der Fremdenverkehrspolitik der Welttourismusorganisation (WTO) 


Verbesserung von Schutz und Hilfeleistung für Touristen im Ausland in Ge- 
fahren- und Krisensituationen 


Internationale Zusammenarbeit zur Förderung des Tourismus und zur Analyse 
der Auswirkungen des Tourismus auf die Entwicklung der internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen 


Abschluß von Kooperationsabkommen zur Förderung des Tourismus 


Intensivierung der fremdenverkehrspolltischen Zusammenarbeit innerhalb der 
Bundesregierung, von Bund und Ländern und mit der Tourismuswirtschaft 


Vergabe von Forschungsaufträgen zur Analyse der sozialökonomischen Be- 
deutung des Tourismus (Tourismusenquete) 


Verbesserung der Fremdenverkehrsstatistik 


Berufung eines Beirats für Fragen des Tourismus beim BMWi 
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VI. Tourismuspolitisches Schwerpunktprogramm 


Zur Realisierung der vorstehend dargestellten tou- 
rismuspolitischen Zielsetzungen hat die Bundesre- 
gierung unter Berücksichtigung der verfassungsmä- 
ßigen Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern 
das folgende Schwerpunktprogramm beschlossen. 
Bei seiner Verwirklichung wird die Bundesregierung 
im Verhältnis zu den Bundesländern eine enge 
Kooperation und der Sache dienende Arbeitsteilung 
pflegen und für die sich zum Teil neu stellenden 
Aufgabengebiete der Tourismuspolitik auf eine ein- 
deutige und den verfassungsrechtlichen Gegeben- 
heiten entsprechende Abgrenzung der Zuständig- 
keiten achten. 


1 Sicherung der Rahmenbedingungen 

1.1 Vorrang-Gebiete für Urlaub und Naherholung 

Um die Vorausetzungen für die Sicherung von Ge- 
bieten zu verbessern, die für Urlaubstourismus und 
Naherholung besondere Bedeutung haben, wird die 
Bundesregierung in enger Zusammenarbeit mit den 
Ländern eine Übersicht der Gebiete ausarbeiten las- 
sen, die für eine touristische Nutzung geeignet sind. 

Die Übersicht soll sowohl die für den Urlaubstouris- 
mus wie die für die Naherholung bedeutsamen 
Gebiete ausweisen. Sie soll den Entscheidungsträ- 
gern vor allem helfen, Nutzungsvorhaben nach fest- 
zulegenden Kriterien zu verhindern, wenn die Ver- 
wirklichung solcher Vorhaben zu irreversiblen 
Beeinträchtigungen von Klima, Natur und Land- 
schaft führen müssen. 

1.2 Belastungsgrenzen 

Angesichts teilweise starker Belastung einiger Ge- 
biete durch den Fremdenverkehr beabsichtigt die 
Bundesregierung im Interesse der Allgemeinheit 
und der Erhaltung des Erholungswertes sowie des 
Charakters der Urlaubs- und Freizeitgebiete in Zu- 
sammenarbeit mit den Bundesländern Belastungs- 
werte und -grenzen zu ermitteln. Dabei wird es ent- 
scheidend darauf ankommen, das es gemeinsam mit 
den Ländern gelingt, die Verbindlichkeit der Ergeb- 
nisse zu sichern. 

Die Bundesregierung trägt damit den Erfordernissen 
der Raumordung und des Umweltschutzes Rechnung. 
Den Belastungsgrenzen müssen sich sowohl die 
Fremdenverkehrswirtschaft, die Industrie und die 
anderen Gewerbe als auch die Touristen unterwer- 
fen. Dies gilt in besonderem Maße für Zelt- und 
Wohnwagenplätze. 

1.3 Naturschutz und Landschaftsgestaltung 

Eiholungsgebiete können nicht allein durch restrik- 
tive Auflagen erhalten werden. In vielen Fällen 


bedarf es ständiger aktiver Maßnahmen des Natur- 
schutzes und der Landschaftsgestaltung und -pflege, 
um den Naturhaushalt sowie die Schönheit von 
Landschaft und Natur zu sichern. 

Die Bundesregierung hat deshalb den Entwurf eines 
Gesetzes über den Naturschutz und die Landschafts- 
pflege vorgelegt. In diesem Zusammenhang ist auch 
auf das Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur 
Förderung der Forstwirtschaft hinzuweisen. Es sieht 
neben dem generellen freien Zutritt zum Wald vor, 
daß Wald nur mit Genehmigung der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde gerodet und in eine an- 
dere Nutzungsart umgewandelt werden darf. Die 
Genehmigung soll u. a. versagt werden, wenn der 
Wald für die Erholung der Bevölkerung von wesent- 
licher Bedeutung ist. 

1.4 Ausbau der Tourismus-Infrastruktur 

Der Ausbau einer an die sich wandelnden Erforder- 
nisse angepaßten Infrastruktur für den Fremdenver- 
kehr ist eine elementare Voraussetzung für eine 
kontinuierliche Entwicklung des Tourismus. Dies gilt 
sowohl im Hinblick auf die verstärkte Teilnahme 
der Bevölkerung am Tourismus als auch für die Ent- 
wicklung der Fremdenverkehrswirtschaft. 

Bund und Länder tragen diesen Erfordernissen in 
Ergänzung entsprechender Länderprogramme bereits 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" Rechnung. 
Dabei wird angestrebt, daß alle Fremdenverkehrs- 
orte in wirtschaftlich schwachen Gebieten eine Min- 
destaustattung an öffentlicher Fremdenverkehrs- 
infrastruktur (wie Aufenthalts- und Betätigungs- 
möglichkeiten für Touristen, Wanderwege u. a.) er- 
halten und schwerpunktmäßig Hallenbäder, beheizte 
Freibäder, Kurmittelhäuser, Mehrzweckhallen, 
Sport- und Spielanlagen in zentral gelegenen Erho- 
lungsorten geschaffen werden. 

Der 4. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe für 
1975 bis 1978 sieht Zuschüsse für öffentliche Frem- 
denverkehrseinrichtungen in Höhe von 288 Millio- 
nen DM vor. 

Auch im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" wird ein Beitrag zur Fremdenverkehrsinfra- 
struktur geeigneter ländlicher Räume (z. B. Anlage 
von Wasserflächen) geleistet. 

1.5 Programm für Naherholung 

Viele dichtbesiedelte Regionen des Bundesgebietes 
verfügen nicht über genügend Naherholungsgebiete, 
die diese Funktion erfüllen können und infrastruk- 
turell ausreichend versorgt sind. Das führt dazu, daß 
ein großer Teil der Bevölkerung lange und zum Teil 
strapaziöse Wege auf sich nimmt, um ein Erholungs- 
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gebiet zu erreichen. In Anbetracht der Entwicklung 
der arbeitsfreien Zeit und zunehmender Belastungen 
der Urlaubgebiete durch den Wochenend- und Ta- 
gestourismus wird“ die Bundesregierung deshalb 
auf der Grundlage einer Bedarfsanalyse ein Pro- 
gramm zur Förderung von Anlagen und Einrichtun- 
gen für die touristische Naherholung und den Kurz- 
zeittourismus vorlegen. Dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß solche Anlagen oft nur schwer privatwirt- 
schaftlich einzurichten und zu unterhalten sind. Das 
Programm' soll die Zielvorstellungen der Bundes- 
regierung über die erforderlichen Maßnahmen deut- 
lich machen, jedoch nicht Zuständigkeiten von Län- 
dern und Gemeinden auf diesem Gebiet beeinträch- 
tigen. 

1.5.1 Bedarfsanalyse 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in enger Zusam- 
menarbeit mit den Ländern zunächst eine Untersu- 
chung über den Bedarf im Bereich von Naherholung 
und Kurzzeittourismus in Auftrag zu geben. Diese 
Bedarfsanalyse soll die Grundlage für Planungen 
darüber abgegeben, für welche Verdichtungsräume 
Naherholungsgebiete erschlossen bzw. erweitert 
werden müssen, wie groß der Bedarf an Anlagen 
und Einrichtungen im Einzelfall ist, und welche Aus- 
stattungskomponenten zu berücksichtigen sind. 

1.5.2 Finanzierung von Modellanlagen 

Um einen baldigen Anlauf des Programms zu er- 
reichen, vor allem aber um gesicherte Erfahrungen 
und Unterlagen für den bedarfsgerechten Ausbau 
von Anlagen und Einrichtungen für die touristische 
Naherholung zu erhalten, wird die Bundesregie- 
rung in Abstimmung mit den Ländern zunächst bis 
zu fünf Modellvorhaben aus Bundesmitteln (ERP) 
finanzieren. 

Ziel der Modellvorhaben soll sein, die für Tages- 
und Wochenendausflüge erforderliche Kombination 
an touristischer Ausstattung (z. B. Spiel- und Sport- 
möglichkeiten, Wassersportanlagen, Liegewiesen, 
Gaststättenbetriebe, Camping u. a.) sowie beispiel- 
hafte Lösungen für die Ergänzung von Naherho- 
lungsgebieten und solchen für den Urlaubstourismus 
zu finden. 

1.6 Gesetzgebung 

Die Bundesregierung wird bei der laufenden Gesetz- 
gebung die Belange des Tourismus verstärkt be- 
rücksichtigen. Bei der Novellierung des Rechts der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen kommt einem 
wirksamen Rechtsschutz des Touristen besonderes 
Gewicht zu. Auch ein Gesetz über den Reiseveran- 
staltungsvertrag wird zur Zeit vorbereitet. 


2 Maßnahmen zur Leistungssteigerung 

2.1 Betriebsberatung 

Die Förderung der Betriebsberatung ist für die klei- 
nen und mittleren Unternehmen der Fremdenver- 
kehrswirtschaft von besonderer Bedeutung. Sie hat 


bisher bereits zur Verbesserung der Leistungsfähig- 
keit dieser Unternehmen wesentlich beigetragen. 

Die Bundesregierung wird die für zentrale Maßnah- 
men der Betriebsberatung vorgesehenen Zuschüsse 
im Rahmen der verfügbaren Mittel erhöhen, um die 
Beratungsintensität bei den kleinen und mittleren 
Betrieben der Fremdenverkehrswirtschaft zu verbes- 
sern. 

2.2 Marktbeobachtung 

In den vergangenen Jahren hat sich immer wieder 
gezeigt, daß mittelständische Unternehmen der 
Fremdenverkehrswirtschaft aus eigener Kraft keine 
ausreichende kontinuierliche Marktbeobachtung 
durchführen können. 

Die Bundesregierung wird deshalb die Aufbereitung 
von statistischem Material veranlassen oder durch 
Zuschüsse den mittelständischen Tourismusunter- 
nehmen ermöglichen, sich die erforderliche Markt- 
übersicht zu verschaffen. 

2.3 Absatzförderung 

Der Absatz der vielfältigen Angebote kleiner und 
mittlerer Unternehmen der Fremdenverkehrswirt- 
schaft setzt Vertriebswege voraus, die dem Charak- 
ter dieser Angebote entsprechen. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei eine möglichst direkte Verbin- 
dung von den Anbietern zu den potentiellen Nach- 
fragern, denn im Tourismus sind Angebot und vor 
allem Nachfrage sehr stark individuell geprägt. 
Dies gilt auch für die Nachfrage aus dem Ausland. 

An großen Grenzübergängen wird die Bundesregie- 
rung Informationsstellen im Rahmen der verfügba- 
ren Mittel fördern, damit der touristischen Nach- 
frage einreisender Ausländer besser entsprochen 
werden kann. Erfahrungsgemäß können so auslän- 
dische Touristen für einen längeren Aufenthalt in 
Deutschland gewonnen werden. 

Eine Verbesserung der Aufbereitung von Marktda- 
ten und der Entwicklung von touristischen Angebo- 
ten erfordert auch finanzielle und organisatorische 
Maßnahmen. Die Bundesregierung wird deshalb im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmit- 
tel entsprechende Zuschüsse bereitstellen. Bei der 
Aufbereitung von Marktdaten und dem Absatz tou- 
ristischer Dienstleistungen an Ausländer hat die 
Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT) bisher schon 
erfolgreiche Arbeit geleistet. Die Bundesregierung 
wird deshalb die für eine Weiterentwicklung und 
Intensivierung dieser Aufgaben notwendigen Akti- 
vitäten bei dieser Einrichtung konzentrieren, um 
Doppelarbeit und Zweigleisigkeit zu vermeiden. 

2.4 Bereitstellung von Finanzierungsmitteln 

Die ERP-Programme, die der Leistungssteigerung 
kleiner und mittlerer Unternehmen dienen, können 
auch weiterhin von Betrieben der Fremdenverkehrs- 
wirtschaft in Anspruch genommen werden. Im ERP- 
Regionalprogramm wird die Bundesregierung die 
Förderung von Investitionen des Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbes auf grundlegende Rationa- 
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lisierungen und Umstellungen konzentrieren. Die 
Mittel sind Unternehmen Vorbehalten, die nicht aus 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" gefördert werden. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" wird die 
Bundesregierung bei der Rahmenplanung weiterhin 
darauf achten, daß auf Grund entsprechender An- 
meldungen der Länder Prioritäten im Rahmenplan 
gesetzt werden, die der Bedeutung der Fremdenver- 
kehrswirtschaft für die wirtschaftliche Leistungs- 
steigerung in den Fördergebieten entsprechen. Ins- 
gesamt könnte der Beitrag, der in Form von Haus- 
haltsmitteln — von Bund und Ländern je zur Hälfte 
— und Investitionszulagen für betriebliche Investi- 
tionen des Fremdenverkehrs eingesetzt wird, jähr- 
lich rd. 75 Millionen DM erreichen. 

Bei der Förderung von gewerblichen Urlaubsange- 
boten mit Finanzierungshilfen des Bundes sollen die 
Möglichkeiten einer verstärkten Berücksichtigung 
förderungsbedürftiger Bevölkerungsgruppen geprüft 
werden. 

2.5 Aus- und Fortbildung 

Eine gute Qualifikation der Beschäftigten in der 
Tourismuswirtschaft ist eine der Voraussetzungen 
für ihre Leistungsfähigkeit und ihre Chance, im in- 
ternationalen Wettbewerb zu bestehen. 

Die Bundesregierung hat zusammen mit den Sozial- 
partnern sowie dem Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung die Erarbeitung neuer Ausbildungs- 
Ordnungen für das Hotel- und Gaststättengewerbe 
eingeleitet. Diese Ausbildungsordnungen werden 
den gegenwärtigen und zukünftigen Anforderungen 
entsprechen. Eine neue Ausbildungsordnung für den 
Reiseverkehrskaufmann ist bereits Ende 1974 erlas- 
sen worden. 

Die Bundesregierung wird außerdem nichtstaatliche 
Institutionen, die der Fortbildung in Berufen der 
Fremdenverkehrswirtschaft dienen, beim Bau und 
bei der Einrichtung von zentralen Fortbildungsstät- 
ten durch Zuschüsse im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel unterstützen. 

2.6 Förderung der Kooperation 

Für viele kleine und mittlere Unternehmen der 
Fremdenverkehrswirtschaft bietet die Kooperation 
mit anderen Unternehmen eine wertvolle Möglich- 
keit, das Betriebsergebnis zu verbessern. Die Unter- 
nehmenskooperation wird jedoch von den kleinen 
und mittleren Betrieben der Fremdenverkehrswirt- 
schaft bisher nur in geringem Umfang praktiziert. 
Eine Reihe von Versuchen ist in der Vergangenheit 
daran gescheitert, daß den kooperationswilligen 
Unternehmen die Finanzierungsmittel für die An- 
laufphase fehlten. 

Eine branchenübergreifende Unternehmenskoopera- 
tion wird seit einiger Zeit erprobt. Die Allgemeine 
Deutsche Zimmerreservierung (ADZ), vom Deut- 
schen Hotel- und Gaststättenverband, vom Deut- 
schen Reisebüroverband und vom Deutschen Frem- 
denverkehrsverband gemeinsam getragen, soll den 


Marktzugang von mittleren und kleinen Beherber- 
gungsbetrieben erleichtern und mittelständischen 
Reisebüros zu einem größeren Reservierungsange- 
bot verhelfen. 1975 sollen ca. 1-50 000 Reservierun- 
gen vermittelt werden. Die Bundesregierung stellt 
1975 für diesen Modellversuch 0,57 Millionen DM 
zur Verfügung. Dabei geht sie davon aus, daß die 
ADZ zunehmend eigene Einnahmen erzielt und die 
Förderung degressiv gestaltet werden kann. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auch andere zen- 
trale Maßnahmen der Unternehmenskooperation, 
die strukturpolitisch bedeutsam sind, mit Haus- 
haltsmitteln zu fördern. 

2.7 Förderung der Ausiandswerbung 

Die Bundesregierung sieht in der Auslandswerbung 
für die deutschen Fremdenverkehrsgebiete einen 
wichtigen Beitrag zur Förderung der Unternehmen 
der Fremdenverkehrswirtschaft. Der Ausländerreise- 
verkehr leistet auch einen wertvollen Beitrag zur 
Verbesserung des gegenseitigen Verständnisses der 
Völker und der Kenntnis von und über Deutschland. 
Die Bundesregierung wird deshalb in den Jahren 
1975 bis 1978 der Deutschen Zentrale für Tourismus 
(DZT) mehr als 60 Millionen DM für die Förderung 
der Auslandswerbung zur Verfügung stellen. Im 
Rahmen dieser Mittel wird die DZT ihre Bemühun- 
gen verstärken, das deutsche touristische Angebot 
in seiner breiten regionalen Vielfalt noch besser 
bekannt zu machen und besonders Deutschlandreisen 
für Touristen mit mittleren Komfortansprüchen her- 
ausstellen. 

Die Werbung der DZT wird von der Fremdenver- 
kehrswirtschaft durch eine auf die DZT-Werbung ab- 
gestimmte gezielte Anschlußwerbung einzelner Orte 
und Regionen verstärkt. Dabei stehen jahreszeitlich 
und auf besonders aktuelle Ereignisse abgestellte 
Werbekampagnen im Vordergrund. 


3 Förderung der Teilnahme am Tourismus 

3.1 Hilfen für förderungsbedürftige Bevölkerungsgruppen 

Im Rahmen ihrer Bemühungen zur Förderung der 
Beteiligung am Tourismus will die Bundesregierung 
auch dem körperlich und sozial benachteiligten Men- 
schen mehr Möglichkeiten schaffen am Tourismus 
teilzunehmen. Das auch künftig von der Bundes- 
regierung geförderte Familienferienverzeichnis soll 
noch mehr als bisher dafür genutzt werden, den An- 
bietern zugleich Hinweise für eine familienfreund- 
lichere Gestaltung der Urlaubsangebote zu geben. 
Dem gleichen Ziel dient der mit Unterstützung des 
Bundes herausgegebene Ferienführer für Behinderte, 
der später auch für den gewerblichen Urlaubsmarkt 
Hinweise und Empfehlungen aufnehmen soll. Die 
Bundesregierung wird auch bei Urlaubsangeboten 
für ältere Menschen die Möglichkeit ähnlicher Hil- 
fen prüfen. 

Die Bundesregierung wird über den Rahmen ihrer 
finanziellen Hilfen hinaus darauf hinwirken, daß 
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das Hotel- und Gaststättengewerbe den Bedürfnissen 
von Familien mit Kindern, alten Menschen und Be- 
hinderten stärker als bisher entgegenkommt. In 
Betracht kommen z. B. schwellenlose und ausrei- 
chend breite Zugänge zu Zimmern und Erholungs- 
räumen, Personenaufzüge auch in mittleren und 
einfacheren Beherbergungsbetrieben, Kinderspiel- 
räume sowie andere geeignete Einrichtungen zur 
Aufnahme von Familien mit Kindern. 

3.2 Touristen-Informatlon 

Nicht selten scheitert die Teilnahme am Tourismus 
an unzureichender Kenntnis der Urlaubsangebote. 
Bessere Informationsmöglichkeiten für alle inter- 
essierten Bürger müssen die Fremdenverkehrswer- 
bung sinnvoll ergänzen. Die Bundesregierung ist 
deshalb bereit, im Rahmen ihrer Zuständigkeit und 
der verfügbaren Haushaltsmittel einen Informations- 
dienst für Touristen, der von den interessierten Ver- 
bänden kooperativ geschaffen und getragen werden 
könnte, in der Anlaufzeit finanziell zu unterstützen. 

3.3 Jugendreisen und Jugendaustausch 

Im Rahmen des Bundesjugendplanes unterstützt die 
Bundesregierung seit Jahren zentrale gemeinnützige 
Jugendreise-Organisationen. In diesem Förderungs- 
programm können gemeinnützige Jugendreise- 
dienste für die pädagogische Betreuung bei Jugend- 
auslandsreisen Zuwendungen erhalten. Die gemein- 
nützigen Jugendreise-Organisationen sprechen ins- 
besondere die nichtorganisierten Jugendlichen an, 
darunter junge Arbeitnehmer, die deutlich unter- 
durchschnittlich am Jugendtourismus teilnehmen. 

Die Bundesregierung fördert die Errichtung von 
Jugendherbergen im Rahmen des Bundesjugend- 
plans. Sie will damit insbesondere Jugendlichen 
bessere Möglichkeiten geben, ihre Ferien nach eige- 
nen Vorstellungen und preisgünstig zu gestalten. 

Im Rahmen des von der Bundesregierung geförder- 
ten internationalen Jugendaustausches wird vielen 
Jugendlichen die Gelegenheit gegeben, andere Völ- 
ker und andere politische, soziale und kulturelle 
Vorstellungen kennenzulernen. 


4 Internationale Zusammenarbeit 

4.1 Tourismuspolitik in der EG 

Die Bundesregierung hält die Entwicklung einer ge- 
meinsamen Tourismuspolitik in der EG für erforder- 
lich. Bei der steigenden wirtschaftlichen Bedeutung 
des Tourismus in der EG ist dies ein zwingendes 
Erfordernis. Durch eine sinnvolle Kooperation und 
Arbeitsteilung sollen Fehlinvestitionen und Fehl- 
entwicklungen vermieden werden. Das große Ge- 
wicht der Bundesrepublik Deutschland (einschließlich 
Berlin West) im internationalen Tourismus verpflich- 
tet sie in besonderer Weise, sich aktiv dieser Auf- 
gaben anzunehmen. 


4.2 Mitarbeit in der OECD 

Der Fremdenverkehrsausschuß der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
hat in den vergangenen Jahren auf dem Gebiet des 
Tourismus richtungsweisende Arbeit geleistet. 

Die Bundesregierung wird sich weiter an dieser Ar- 
beit beteiligen und ihr durch eigene Anregungen 
Impulse geben. 

4.3 Welttourismusorganisation 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Welttou- 
rismusorganisation (WTO) für einen ungehinderten 
internationalen Tourismus eintreten. Sie erwartet 
aus der Mitarbeit in dieser Organisation weiterge- 
hende Erkenntnisse über die Auswirkungen des 
Tourismus auf die Entwicklung der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen und der nationalen Volks- 
wirtschaften. 

4.4 Schutz und Hilfe für Auslandstouristen 

Auf Veranlassung der Bundesregierung haben die 
Veranstalter von Pauschalflugreisen und die Luft- 
verkehrsunternehmen eine Solidarhilfe-Vereinba- 
rung geschlossen. Durch sie wird den Pauschal- 
Flugtouristen die Rückreise gesichert, wenn ihr Ver- 
tragspartner seine Leistung nicht erbringen kann. 
Schutz und Hilfeleistungen für Auslandstouristen 
auch in anderen Fällen, insbesondere in Krisen- und 
Gefahrensituationen, hält die Bundesregierung für 
unerläßlich. 

Die Bundesregierung wird deshalb im Rahmen ihrer 
internationalen Zusammenarbeit darauf drängen, 
daß Schutz und Hilfe für Auslandstouristen verbes- 
sert werden. Sie erwägt, ein internationales Ab- 
kommen hierüber vorzuschlagen. Ein Land, aus dem 
jährlich über 18 Millionen Urlauber ins Ausland 
fahren, ist dazu besonders verpflichtet. 

4.5 Kooperationsabkommen 

Die Entwicklung des Tourismus zwischen der Bun- 
desrepublik und den osteuropäischen Ländern be- 
gegnet besonderen Schwierigkeiten. Die Bundesre- 
gierung ist deshalb bereit, zur Förderung des Touris- 
mus Kooperationsabkommen abzuschließen, wenn 
dadurch die Zusammenarbeit der Tourismusunter- 
nehmen über die Grenzen hinweg verbessert werden 
kann. 

1975 wird ein Tourismus-Kooperationsabkommen 
mit Jugoslawien abgeschlossen werden. 


5 Verbesserung von Koordination und Information 

5.1 Koordinierung der Tourismuspolitik 

Die steigende gesamtwirtschaftliche und gesell- 
schaftspolitische Bedeutung des Tourismus erfordert 
unumgänglich eine ständige Koordinierung der tou- 
rismusrelevanten Aktivitäten und Maßnahmen in- 
nerhalb der Bundesregierung. Deshalb wird die 
interministerielle Zusammenarbeit ausgebaut und 
intensiviert werden. 
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Die Bundesregierung strebt zugleich eine Vertiefung 
ihrer tourismuspolitischen Zusammenarbeit mit den 
Ländern an. Sie berücksichtigt dabei, daß die Reali- 
sierung ihrer fremdenverkehrspolitischen Ziele an- 
gesichts der verfassungsrechtlichen Aufgabenteilung 
zwischen Bund und Ländern in starkem Maße davon 
abhängt, daß die Bundesländer diese Tourismus- 
politik mittragen. Der Länderausschuß „Fremdenver- 
kehr'' beim Bundesminister für Wirtschaft soll nach 
Auffassung der Bundesregierung die Plattform für 
den erforderlichen Gedankenaustausch und für die 
Abstimmung der zu ergreifenden Maßnahmen sein. 

5.2 Tourismusenquete 

Die Bundesregierung wird ihre Tourismuspolitik auf 
eine solide Informationsbasis stellen. Sie wird dabei 
großen Wert darauf legen, den Einfluß des Touris- 
mus auf die Veränderung der Verhaltensweisen und 
der daraus resultierenden Konsumgewohnheiten der 
Bevölkerung sowie seine Bedeutung für den Wandel 
der Produktionsstrukturen zu klären. Zur Analyse, 
insbesondere der ökonomischen Aspekte des moder- 
nen Fremdenverkehrs, wird die Bundesregierung 
wissenschaftliche Forschungsaufträge vergeben. 

Weitere Untersuchungsschwerpunkte werden Ver- 
änderungen und Konsequenzen sein, die sich aus 
dem modernen Tourismus für die Wirtschafts- und 
Unternehmensgrößenstruktur ergeben. Außerdem 
müssen Fragen und Probleme der unterschiedlichen 
regionalen, ökologischen und infrastrukturellen Be- 
lastungen untersucht werden. 

Ergänzt wird dies durch Untersuchungen im Rahmen 
des Forschungsprogramms „Freizeit" und durch das 


VII. Texte (Reader) zum Tourismus 


Zur Bedeutung des Tourismus für Wirtschaft und 
Gesellschaft hat sich die Bundesregierung in den 
letzten Jahren wiederholt geäußert. 

Im Raumordnungsbericht 1972 wird dazu unter 
Punkt 4.3 — Freizeit, Erholung, Fremdenverkehr — - 
ausgeführt: 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 ROG ist für die Erhaltung, 
den Schutz und die Pflege der Landschaft ein- 
schließlich des Waldes sowie für die Sicherung 
und Gestaltung von Erholungsgebieten zu sorgen. 
Damit ergibt sich für die Raumordnungspolitik der 
Auftrag, die erforderlichen Flächen für Freizeit, 
Erholung und Fremdenverkehr zu sichern und pla- 
nerisch zu gestalten. Dieser mit den ökologischen 
Aufgaben in engem Zusammenhang stehende Auf- 
trag reicht jedoch nicht aus. Wichtiger als diese 
besonders im Gesetz herausgestellte Aufgabe ist 
heute die infrastrukturelle Erschließung der für 
Freizeit, Erholung und Fremdenverkehr ausge- 
wählten Gebiete sowie die Unterhaltung dieser In- 
frastruktur. 

Raumordnung und Landesplanung werden sich in 
diesem Zusammenhang deshalb in Zukunft nicht 
mehr auf die Ausweisung von Erholungsgebieten 


mittelfristige Forschungsprogramm für Raum- und 
Siedlungsentwicklung. 

Die Ergebnisse werden veröffentlicht. 

5.3 Verbesserung der Fremdenverkehrsstatistik 

Die Bundesregierung hält eine Novellierung der 
fremdenverkehrsrelevanten Statistiken für erforder- 
lich. Die dazu notwendigen Vorarbeiten sind einge- 
leitet. Beim Statistischen Bundesamt ist ein Arbeits- 
kreis gebildet worden, der unter Beteiligung der 
Länder und der Tourismuswirtschaft erörtert, in 
welcher Form die für Politik und Wirtschaft erfor- 
derlichen Daten erhoben bzw. erfaßt werden können. 

5.4 Beirat für Fragen des Tourismus 
beim Bundesminister für Wirtschaft 

Die Bundesregierung wird den Arbeitskreis für 
Fremdenverkehr beim Bundesminister für Wirtschaft 
in einen Beirat für Fragen des Tourismus umwan- 
deln. Aufgabe dieses Beirats wird die Information 
der Bundesregierung über aktuelle Probleme und 
Entwicklungen des inländischen und des auslän- 
dischen Tourismus sein. Der Beirat soll das Recht 
haben, Gutachten und Stellungnahmen vorzulegen. 
Weiteres regelt eine Geschäftsordnung, die sich der 
Beirat gibt. 

Der Beirat setzt sich aus Vertretern der Länder, der 
Kommunalen Spitzenverbände, der Verbraucher- 
organisationen, der Spitzenorganisationen der deut- 
schen Wirtschaft und des deutschen Fremdenver- 
kehrspräsidiums zusammen. 


beschränken können, sie müssen sich vielmehr 
dem umfassenderen Aspekt der Planung der räum- 
lichen Voraussetzungen für Freizeitgestaltung und 
Erholung zuwenden. Die Notwendigkeit zum plan- 
mäßigen Ausbau einer Erholungsinfrastruktur — 
dazu zählen Verkehrswege, Parkplätze, öffent- 
liche Verkehrslinien, Wasser- und Energieversor- 
gung, ganz besonders die Abwasser- und Abfall- 
beseitigung, Gemeinschafts-, Sport-, Spiel- und 
Freizeiteinrichtungen, soziale, hygienische und 
ärztliche Betreuung usw. — erfordert auch hier 
wegen der dafür nur beschränkt verfügbaren Mit- 
tel eine räumliche und infrastrukturelle Schwer- 
punktbildung. Wesentlicher Gesichtspunkt für die 
Auswahl der hierfür in Frage kommenden Räume 
müssen vielmehr ihre räumlichen Erschließungs- 
möglichkeiten von den Verdichtungsräumen aus 
sein . . . 

Da in der Bundesrepublik Deutschland ein erheb- 
licher Nachholbedarf für den Ausbau von Naher- 
holungsgebieten und -einrichtungen besteht, müs- 
sen Raumordnung und Landesplanung künftig der 
Planung und dem Ausbau kurzzeitiger Erholungs- 
formen wesentlich größere Bedeutung schenken. 
Die mit zunehmender Freizeit und steigender Er- 
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holungsnachfrage verbundenen Probleme sind in 
erster Linie innerhalb der Siedlungen oder in de- 
ren Nähe zu lösen . . . 

Schnell erreichbare und verkehrsgünstig gelegene 
Naherholungseinrichtungen müssen vordringlich 
in räumlicher Nähe der Verdichtungsräume und 
großer Städte gefördert werden. Darüber hinaus 
erfordert der spezifische Charakter (z. B. stoßwei- 
ser Besuch am Wochenende) dieser Erholungsform 
relativ vielfältige Betätigungsmöglichkeiten für 
die Freizeitwünsche und -bedürfnisse der verschie- 
denen BevÖlkerungs- und Altersgruppen der Er- 
holungssuchenden. 

Die erforderlichen Maßnahmen bedürfen vordring- 
lich einer überörtlichen und regionalen Planung, 
weil sie in der Regel weit über den Rahmen einer 
Gemeinde oder eines Landkreises hinausgehen. 

Auch für die Ferienerholung ist es daher notwen- 
dig, eine Auswahl entwicklungsfähiger Fremden- 
verkehrsgebiete (Vorranggebiete für Ferienerho- 
lung) festzulegen und bei ihrer Planung und Ent- 
wicklung räumliche und sachliche Schwerpunkte 
zu bestimmen, die dazu beitragen können, Uber- 
lastungserscheinungen in anderen Teilräumen 
durch gleichermaßen attraktive Ausstattung zu 
mildern. Die für den Fremdenverkehr erforder- 
liche Punktinfrastruktur ist in verkehrsgünstiger 
und zentraler Lage auszubauen, wobei benach- 
barte Fremdenverkehrsorte die Planung und den 
Ausbau ihrer Infrastruktureinrichtungen aufein- 
ander abstimmen sollten. 

Schließlich erscheint es unabdingbar, daß durch 
Kooperation und Koordinierung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden verstärkt überregionale, 
gegebenenfalls über Ländergrenzen hinweggehen- 
de Fremdenverkehrsplanungen erarbeitet und da- 
durch Überschneidungen vermieden werden. 

Der Raumordnungsbericht 1974 führt im Abschnitt 
„Freizeit und Erholung" (C. 10) ergänzend u. a. aus: 

Bei der Fortentwicklung der Raumstruktur und 
Siedlungsstruktur müssen die Erfordernisse von 
Freizeit und Erholung angemessen berücksichtigt 
werden, da verschiedene Formen der Freizeit 

— mit anderen Raumansprüchen konkurrieren, 

— • erheblichen Flächen- und Raumbedarf haben, 

— spezifische Investitionen erfordern und 

— für die Entwicklung einzelner Teilräume ent- 
scheidend sein können. 

Landschaftlich attraktive Gebiete sollen für die 
Allgemeinheit zugänglich sein; das darf nicht 
durch Privatisierung (z. B. Freizeitwohnsitze, Cam- 
pingplätze, Vereinsareale) eingeschränkt werden. 
Zugleich ist eine übermäßige Konzentration von 
Besuchern und Einrichtungen zu vermeiden. Durch 
ihre breitere räumliche und zeitliche Verteilung 
soll Schäden an den naturgegebenen Grundlagen 
vorgebeugt werden. 

. . . Gebiete für den Ausflugsverkehr sind in mög- 
lichst enger Zuordnung zu den Bedarfszentren zu 
sichern. Damit sollen Verdrängungseffekte durch 
Ökonomisch einträglichere Nutzungen verhindert, 
die Wege im Freizeitverkehr verkürzt und eine 
stärkere Nutzung der Öffentlichen Verkehrsmittel 
ermöglicht werden. Sie sollen ferner ein ausrei- 
chendes Flächenangebot sicherstellen; dadurch sol- 
len Besucherkonzentrationen auf wenige Stand- 
orte und die dadurch verursachten Beeinträchti- 


gungen des Naturhaushalts oder des landschaft- 
lichen Freizeitwerts vermieden werden. 

In Vorranggebieten für Ferienerholung sollen die 
verschiedenen Freizeitformen so kombininert wer- 
den, daß die Infrastruktur besser ausgelastet ist 
und Saisonverlängerungen möglich sind. Dabei 
sollen räumliche Überlagerungen von einander 
störenden Freizeitformen vermieden und ruhe- 
orientierte Freizeitformen nicht beeinträchtigt 
oder verdrängt werden. Die beschränkten Mittel 
für Investitionen erfordern bei Freizeiteinrichtun- 
gen des höheren Bedarfs eine schwerpunktmäßige 
Konzentration; die flächenbezogenen Einrichtun- 
gen sollen auf die nach ihrer natürlichen Eignung 
besten Standorte verteilt werden. 

Vorranggebiete für Freizeit und Erholung sind 
nicht auf jeweils nur eine Funktion festgelegt. Sie 
kennzeichnen vielmehr eine vorrangige Aufgabe 
im Rahmen der räumlichen Aufgabenteilung. Die 
Verteilung bestimmter investiver Mittel auf räum- 
liche Schwerpunkte begünstigt eine Kombination 
verschiedener Freizeitformen. Ausnahmen bilden 
etwa die Kur oder der Wasser- und Wintersport 
wegen ihrer speziellen Anforderungen an die na- 
türlichen Gegebenheiten. 

Das Bundesraumordnungsprogramm ist auch für 
die Förderungsmaßnahmen des Bundes, die den 
Freizeitbelangen zum kleineren Teil unmittelbar, 
zum größeren Teil mindestens mittelbar dienen, 
der ge samt räumliche und überfachliche Orientie- 
rungsrahmen. Seine raumordnungspolitischen An- 
sätze für Freizeitbelange sind weiter zu konkreti- 
sieren, um auch eine für die Freizeitansprüche der 
Gesellschaft funktionsgerechte Raumentwicklung 
aufzuzeigen, dem Einsatz öffentlicher Mittel wie 
auch privatwirtschaftlicher Investitionen Orientie- 
rung zu geben und schließlich die grenzüberschrei- 
tende Abstimmung der Planungen zu erleichtern. 

Im Agrarbericht 1975 wird unter Punkt 5.6 — Frei- 
zeitmöglichkeiten im ländlichen Raum — ausge- 
führt: 

Die natürliche Beschaffenheit der Landschaft ist 
für die Freizeitgestaltung von großer Bedeutung. 
Sie ist daher sowohl in stadtnahen als auch in 
stadtfernen Freizeitgebieten vorrangig zu erhalten 
oder zu verbessern. 

In Vorranggebieten für Freizeit und Erholung ist 
im allgemeinen eine gewisse landwirtschaftliche 
Mindestnutzung Voraussetzung für die Funktions- 
fähigkeit dieser Gebiete. Sie stellt eine infrastnik- 
turelle Grundausstattung und im Regelfall ein 
abwechslungsreiches Landschaftsbild sicher. Der 
Fremdenverkehr und die damit verbundene Mög- 
lichkeit der Gäste-Beherbergung ist aber ande- 
rerseits für manche Landwirte auch ausschlag- 
gebend für den Entschluß, die Landbewirtschaf- 
tung beizubehalten. Soll der Fremdenverkehr in 
den dafür geeigneten ländlichen Räumen auf 
Dauer erfolgreich erhalten bleiben, so bedarf es 
einer ständigen Anpassung der öffentlichen und 
privaten Einrichtungen an die weiter steigenden 
Freizeit- bzw. Urlaubsansprüche. 

Insgesamt erfordert die infrastrukturelle Ausstat- 
tung auch auf dem Freizeitsektor erhebliche Inve- 
stitionen sowohl von öffentlicher als auch von 
privater Seite. Eine besonders landschaftsange- 
paßte Form der Infrastruktureinrichtungen muß 
dabei selbstverständlich sein. Hier müssen die 
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agrarstrukturellen Maßnahmen durch Aktivitäten 
in anderen Bereichen ergänzt und unterstützt wer- 
den. 

Im Bundesverkehrswegeplan 1. Stufe (1973) wird 
unter Punkt 34, 4. Absatz ausgeführt; 

Der Erholungsverkehr stellt demgegenüber eine 
Verkehrsart dar, die dem einzelnen einen erheb- 
lich größeren Freiheitsspielraum überläßt. Unter 
Status-quo-Bedingungen würde sich der mit Pkw 
durchgeführte Erholungsverkehr im Zeitraum von 
1970 bis 1985 mit einem Anstieg von 2 385 Mil- 
lionen auf 4 870 Millionen Beförderungsfälle mehr 
als verdoppeln. Eine Anpassung der Infrastruktur 
an eine so weitgehend geschätzte Nachfrageent- 
wicklung ist weder finanziell möglich noch gesamt- 
wirtschaftlich sinnvoll. Aus diesem Grunde wird 
die Nachfrage nur in einem etwas geringeren Um- 
fange ansteigen können. Dabei würde sich eine 
Änderung des Freizeitverhaltens begünstigend 
auswirken. 

Im Umweltgutachten 1974 wird dargestellt, mit wel- 
chen Kriterien eine Festlegung von Freizeit- und 
Erholungsflächen erfolgen könnte: 

Die für Erholung und Freizeit genutzten Flächen 
sind z. T. in den Bruttowohnbauflächen (inner- 
städtische Grünflächen, Naherholungsgebiete), 
z. T. wegen Überlagerung mit anderen Nutzungen 
in den land- und forstwirtschaftlichen Nutzungs- 
flächen enthalten, über den Flächenbedarf einzel- 
ner Freizeitaktivitäten liegt bisher kein ausrei- 
chendes Material vor. 

Landschaftsschutzgebiete (LSG) geben die Möglich- 
keit eines großräumigen, in der Schutzintensität 
begrenzten, aber bei sachgerechter Handhabung 
wirkungsvollen Schutzes der Kulturlandschaft, wo 
die Sicherung der landwirtschaftlichen Eigenart 
und der natürlichen Erholungseignung im öffent- 
lichen Interesse liegt. Die Schutzform der LSG 
ist daher in besonderem Maße geeignet, in Frem- 
denverkehrsgebieten naturnahe Kulturlandschaf- 
ten in ihrer natürlichen Attraktivität großflächig 
zu sichern, ohne die ordnungsgemäße Land- und 
Forstwirtschaft zu beeinträchtigen. Vielfach ent- 
spricht die momentane Verteilung der LSG nicht 
den heutigen Notwendigkeiten und Funktionen 
der Landschaftsräume. 

Eine planmäßige Ausweitung der LSG nach objek- 
tiven Kriterien sollte erfolgen aufgrund 

— der ermittelten Zonen hoher natürlicher Erho- 
lungseignung (V-Wert) 

— der erholungsmindernden Faktoren (Verlär- 
mungsbänder, Gewässerverschmutzung, Müll- 
deponien etc.) 

— der bioklimatischen Belastungs-, Schon- und 
Reizstoffe 

— der regionalplanerischen Konzepte für die 
agrarstrukturelle und Fremdenverkehrsent- 
wicklung 

— der Wasserschutzgebiete. 

Die Landesregierung von Schleswig-Holstein führt 
zu Fragen des Fremdenverkehrs im Raumordnungs- 
plan u. a. aus: 

Infolge der Tendenz zu längerer Freizeit und län- 
gerem Urlaub wie auch wegen des zunehmenden 
Bedürfnisses nach Erholung wird die Nachfrage 


nach Erholungsmöglichkeiten weiter zunehmen. 
Die sich hieraus ergebenden Möglichkeiten des 
Fremdenverkehrs und der Erholung (Tourismus 
sowie Langzeit- und Kurzzeiterholung) sind wegen 
der gesundheitlichen, sozialen und wirtschaftlichen 
Bedeutung sowie zur Verbesserung des Wohn- 
und Freizeitwertes verstärkt zu entwickeln und 
zu nutzen. 

Die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Be- 
lange, die Erfordernisse des Umweltschutzes und 
der Gesundheit, die Notwendigkeit der pfleg- 
lichen Behandlung und Gestaltung von Natur, 
Landschaft und Ortsbild sowie die infrastruktu- 
relle Ausstattung sind miteinander in Einklang zu 
bringen. Zur Wahrung der Erfordernisse des Um- 
weltschutzes, die eine wesentliche Voraussetzung 
für die Erhaltung des Freizeitwertes des Landes 
darstellt, ist vor allem sicherzustellen, daß die 
Abwässer und die festen Abfallstoffe in leistungs- 
fähigen, die saisonale Spitzenbelastung auffangen- 
den ordnungsgemäß gewarteten Anlagen schadlos 
beseitigt werden und Immissionsbelästigungen 
insbesondere mit Mitteln der Bauleitplanung, der 
Straßenverkehrsregelung, des Ordnungsrechts 
oder auch des Anschlusses an Fernwärmeversor- 
gungsanlagen soweit wie möglich verhindert wer- 
den. 

Bei allen Planungen ist dem Charakter der jewei- 
ligen Fremdenverkehrsgemeinde Rechnung zu 
tragen. Das Orts- und Landschaftsgefüge darf 
durch Bauten nicht beeinträchtigt werden. Bauleit- 
pläne, nach denen höhere Bauten und größere 
Baumassen vorgesehen werden sollen, müssen be- 
sonders sorgfältig entwickelt und geprüft werden. 
Im Außenbereich sind derartige Bauten nicht statt- 
haft. 

Im Bericht des Fremdenverkehrsausschusses der 

Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(OECD), Paris, 1974, wird ausgeführt; 

Notwendigkeit für offizielle fremdennverkehrs- 
politische Maßnahmen 

Die Zunahme an Freizeit, Realeinkommen, Zu- 
gänglichkeit und andere Faktoren, die die Nach- 
frage nach Fremdenverkehrsleistungen und Frei- 
zeitgestaltung mitbestimmen, dürfte sich minde- 
stens bis zum Ende dieses Jahrhunderts fortsetzen. 
Daher darf man vernünftigerweise annehmen, daß 
auch die Nachfrage im Fremdenverkehr und Frei- 
zeitbereich während der gleichen Zeit stark zu- 
nehmen wird. 

Damit wird die Frage aufgeworfen, ob diese ge- 
stiegene Nachfrage befriedigt werden kann und 
wie dies geschehen kann, ohne daß sich Kosten 
ergeben, die unter wirtschaftlichen und gesell- 
schaftspolitischen Aspekten nicht akzeptabel sind. 
Dies wird vermutlich zu einem größeren Engage- 
ment der Regierungen beim Setzen von Prioritäten 
bei der Entwicklung des Fremdenverkehrs und der 
Freizeit und bei der Entwicklung entsprechender 
Techniken der Verbesserung wirtschaftlicher, so- 
zialer und physischer Planung zur Optimierung 
des Angebots an Einrichtungen und Dienstleistun- 
gen führen. 

Mögliche Veränderungen in den Aufgaben der 
Regierungen 

Die die künftige Bereitstellung von Einrichtungen 
für Fremdenverkehr und Freizeit betreffende 
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Politik wird die neuen und sich verändernden 
Strukturen in der Verwendung sowohl der Ar- 
beits- wie der Freizeit zu berücksichtigen haben. 

Im Verhalten der Regierungen der OECD-Mit- 
gliedstaaten wird bereits ersichtlich, daß diese sich 
sowohl um die Vorteile wie um die Nachteile in 
der Entwicklung eines Fremdenverkehrs- und Frei- 
zeitangebots Gedanken machen. Dies wird wahr- 
scheinlich ein Faktor zunehmender Bedeutung bei 
der künftigen Fremdenverkehrspolitik der Regie- 
rungen werden. 

Mehr längerfristige Planung könnte erforderlich 
sein 

Nach den zur Verfügung stehenden Informationen 
möchte es so scheinen, daß die Wachstumsrate 
der Nachfrage im Fremdenverkehr und Freizeit- 
bereich sich sehr wohl noch beschleunigen könnte, 
daß sie aber mindestens für absehbare Zukunft 
lebhaft bleiben wird. Angesichts einer hohen, viel- 
leicht sich beschleunigenden Veränderungsrate 
wird die vor der Entscheidungsfindung liegende 
Überlegungszeit immer kürzer. Daher mag sich für 
die Regierungen sehr wohl die Notwendigkeit er- 
geben, die Anlaufzeit bei ihren Plänen zur Ent- 
wicklung des Fremdenverkehrs und der Freizeit- 
aktivitäten dadurch zu verlängern, daß sie die 
Zeithorizonte insbesondere im Licht der jüngsten 
Entwicklung erweitern. 

Urlaubstourismus und Naherholung 

Es ist eine natürliche Schlußfolgerung aus dem 
vorliegenden Bericht, daß es immer schwieriger 
wird, zwischen Urlaubstourismus und Naherho- 
lung zu unterscheiden. Die Trennungslinie zwi- 
schen diesen beiden verwischt sich allmählich in- 
folge der sich verändernden Struktur des Arbeits- 
jahres und Faktoren wie erhöhte Mobilität. Wir 
beobachten bei den Menschen eine zunehmende 
Tendenz, für Urlaub und Freizeit ähnliche Einrich- 
tungen zu fordern. So wird die Nachfrage auf 
diesen beiden Sektoren in ihrer Struktur ähnlicher, 
wenngleich Unterschiede nach Alters- und Ein- 
kommensgruppen bestehen. Insgesamt gesehen 
machen Touristen jedoch zunehmenden Gebrauch 
von Einrichtungen, die ursprünglich für Freizeit- 
beschäftigungen gedacht waren, während Frem- 
denverkehrseinrichtungen umgekehrt für Freizeit- 
zwecke verwendet werden. Diese Tendenz wird 
noch durch die Tatsache verstärkt, daß Einrich- 
tungen, die für beide Zwecke verwendet werden 
können, für den öffentlichen wie für den privaten 
Investor wegen ihrer besseren Verwendungsmög- 
lichkeiten attraktivere Aussichten bieten. 

Man kann vernünftigerweise annehmen, daß diese 
möglichen zukünftigen Tendenzen sich in Zukunft 
noch weiter durchsetzen. Infolge dessen werden 
sich die Regierungen vielleicht der Notwendigkeit 
gegenübersehen, bestehende Verwaltungsapparate 
entsprechend zu adaptieren, so daß Pläne sowohl 
für die Entwicklung von Fremdenverkehrseinrich- 
tungen wie für Freizeiteinrichtungen eng koordi- 
niert werden können. In einigen Staaten könnte 
dies in der Form geschehen, daß die Zuständigkeit 
sowohl für den Fremdenverkehr wie für die Frei- 
zeitgestaltung einem einzigen Ressort übertragen 
wird. In anderen Staaten wird man vielleicht einen 
Koordinierungsapparat entwickeln, um die Ent- 
wicklung miteinander vereinbarer Maßnahmen 
und die gemeinsame Planung von Einrichtungen 


sowohl für den Fremdenverkehr wie für die Frei- 
zeitgestaltung zu erleichtern. 

Notwendigkeit des Verbraucherschutzes 

Das dynamische Wachstum des Fremdenverkehrs 
kann dazu führen, daß die Nachfrage in einigen 
Gebieten das Angebot übersteigt. Dann kann sich 
eine Situation ergeben, die es dem Anbieter ge- 
stattet, dem Verbraucher seine Bedingungen zu 
diktieren. Hieraus folgt die Notwendigkeit, für 
wirksamen Verbrauchers chutz zu sorgen. Dies ist 
ein weiteres Gebiet, auf dem sich wahrscheinlich 
die Notwendigkeit regierungsseitiger Maßnah- 
men ergeben wird, um die aus der Sicht des Ver- 
brauchers etwa unerwünschten Folgen dieses 
Wachstums zu regulieren. 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen — 

Die Einstellung der Regierungen zum Fremden- 
verkehrs- und Freizeitbereich ändert sich, und 
dennoch sind Untersuchungen darüber erforder- 
lich, welche Hauptgründe für Investitionen im 
Fremdenverkehrs- und im Freizeitbereich spre- 
chen 

Die von den Regierungen in den OECD-Staaten 
der Entwicklung des Fremdenverkehrs- und des 
Freizeitbereichs eingeräumten Prioritäten sind 
offensichtlich unterschiedlich. Indessen ist jetzt in 
vielen Ländern die Tendenz erkennbar, diesem 
Sektor größere Bedeutung beizumessen, und zwar 
hauptsächlich deshalb, weil der wachsende Bei- 
trag dieses Sektors zur Gesamtdynamik der 
Volkswirtschaft öffentlich anerkannt wird. Wenn 
aber öffentliche Finanzmittel für den Fremden- 
verkehr aufgewendet werden sollen, dann wird 
man vielleicht damit rechnen müssen, daß die 
Regierungen den Nachweis verlangen, daß die 
Opportunitätskosten einer Investition im Frem- 
denverkehrs- und bzw. oder im Freizeitsektor 
sich in zufriedenstellender Weise mit Investitio- 
nen in anderen Wirtschaftssektoren vergleichen 
lassen. Dies wird eine Untersuchung nicht nur der 
Auswirkung des Fremdenverkehrs selbst, son- 
dern auch der weiteren Probleme von Kosten und 
Nutzen einer Entwicklung des Fremdenverkehrs- 
und der Freizeitbereichsindustrie nötig machen. 
Dies bedeutet, daß die quantitative und qualita- 
tive Bewertung zukünftiger Fremdenverkehrs- 
und Freizeitentwicklungsprogramme in Beziehung 
zu setzen wäre zu Faktoren wie Umwelt und kul- 
turelle Werte. 

Organisationsstrukturen im öffentlichen Sektor 
— • Flexibilität ist notwendig 

Teilweise infolge des jetzt registrierten Wachs- 
tums der Nachfrage in Fremdenverkehrs- und in 
Freizeitbereichsangeboten und teilweise, um wirt- 
schaftliche Größenordnungen und damit eine hö- 
here wirtschaftliche Rendite sicherzustellen, er- 
fährt dieser Sektor heute weitgehend strukturelle 
Veränderungen. Die Größe der Betriebseinheit 
nimmt zu, die vertikale Integration verstärkt sich, 
und die Dienstleistungen werden in „Komplexe“ 
und in integrierte Ferienorte gruppiert. Außerdem 
ist eine Bewegung vom spezialisierten Ferienort 
hin zu Ferienzentren in Küstengebieten und in 
den Bergen zu beobachten, die eine breite Skala 
von Anziehungspunkten und Annehmlichkeiten 
bieten. Solange dieses Wachstum anhält, werden 
Häufigkeit und Umfang dieser Veränderungen 
noch zunehmen. Dies mag in einigen Fällen auch 
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Veränderungen in der Organisation und in den 
Funktionen der mit dem Fremdenverkehr befaß- 
ten öffentlichen Gremien erfordern. 

Als ein Beispiel der für die Zukunft zu erwarten- 
den organisatorischen Veränderungen wird der zu- 
nehmende Unterschied zwischen den Funktionen 
des Absatzes und der Entwicklung im Fremden- 
verkehrs- und im Freizeitbereich angeführt. Meh- 
rere OECD-Mitgliedstaaten haben in der Tat ihre 
öffentlichen Fremdenverkehrsorganisationen reor- 
ganisiert, um der Trennung dieser Funktionen 
Rechnung zu tragen. Andere Mitgliedstaaten mö- 
gen es für wünschenswert halten, ihre Verwal- 
tungsorganisationen daraufhin zu überprüfen, ob 
ähnliche Veränderungen notwendig sind. Es wäre 
indessen darauf hinzuweisen, daß, obwohl derar- 
tige Schritte vom administrativen Standpunkt aus 
wünschenswert sein mögen, um zu einer besseren 
organisatorischen Form zu kommen, in der Praxis 
doch beide Bereiche eng miteinander verbunden 
sind und daß Entscheidungen auf der Angebots- 
seite nicht immer realistisch getroffen werden 
können, ohne auf die Absatzaspekte des Problems 
zu. achten und umgekehrt. 

Konkurrierende Verwendung des Grund und 
Bodens — Auswirkung auf die Entwicklung von 
Fremdenverkehrs- und Freizeiteinrichtungen 

Es ist zu erwarten, daß sich die Strukturen in der 
Verwendung von Grund und Boden in Zukunft in- 
folge verstärkter Urbanisierung und Industralisie- 
rung sowie Veränderungen im Landwirtschaftsbe- 
reich recht schnell ändern werden. Diese Verände- 
rungen dürften bedeutende Auswirkungen auf die 
Entwicklung des Angebots im Fremdenverkehrs- 
und Freizeitbereich haben und können in bestimm- 
ten Fällen auch ein wachstumsbegrenzender Fak- 
tor auf einigen Gebieten sein. Aber ihr Einfluß 
braucht nicht notwendigerweise nur negativ zu 
sein. Sie können sogar ein neues auslösendes Mo- 
ment für weitere Entwicklungen dieses Sektors 
sein; zum Beispiel gibt es in einigen Ländern ein 
Potential für die Entwicklung von Fremdenver- 
kehrs- und Freizeitaktivitäten in ländlichen Ge- 
bieten. Vielleicht können die Planer im Fremden- 
verkehrs- und Freizeitbereich bei der Suche nach 
Wegen zur Entwicklung dieser neuen Formen 
Fortschritte machen, während traditionelle Kultu- 
ren und Lebensstile in diesen Gebieten gleichzei- 
tig erhalten werden. 

In einer Reihe von Mitgliedstaaten verstärkt sich 
die Ausbeutung von Naturschätzen infolge einer 
umfassenden Industrialisierung; diese „Aktivitä- 
ten zur Erschließung von Naturschätzen“ verhin- 
dern häufig, entweder zeitweilig oder ständig, daß 
große Landstriche für die Entwicklung von Ein- 
richtungen des Fremdenverkehrs- und Freizeitbe- 
reichs genutzt werden. Da das Angebot an Natur- 
schätzen, die sich für den Fremdenverkehrs- und 
den Freizeitbereich eignen, in den OECD-Staaten 
häufig stark begrenzt ist, muß sichergestellt wer- 
den, daß der Bedarf an Gebieten für Fremdenver- 
kehr und Freizeit berücksichtigt wird, wenn Ent- 
scheidungen über die Ausbeutung von Naturschät- 
zen für kommerzielle Zwecke gefällt werden. Dies 
mag auch ein Hinweis sein auf die Notwendigkeit 
eines Konsultationssystems für die Planung zu- 
künftiger Entwicklungen der Naturschätze und des 
Fremdenverkehrs. 


Kooperation zwischen den für den Fremdenver- 
kehr und den Freizeithereich einerseits und Um- 
weltangelegenheiten andererseits zuständigen 
Behörden 

öffentliche Maßnahmen zum Schutz der Umwelt 
und der Naturschätze verstärken sich in Anzahl 
und Umfang. Viele der vorgesehenen Maßnahmen 
werden sich zum Vorteil von Fremdenverkehr und 
Freizeitgestaltung auswirken. Daraus folgt die 
offensichtliche Notwendigkeit, die Entwicklung 
der Einrichtungen für Fremdenverkehr und Frei- 
zeitgestaltung so weit wie möglich in den Umwelt- 
schutz einzubeziehen. Außerdem muß anerkannt 
werden, daß Fremdenverkehr und Freizeitgestal- 
tung unter bestimmten Umständen Quellen für 
Umweltverschmutzung darstellen können, wäh- 
rend umgekehrt die Umweltverschmutzung ganz 
offensichtlich dem Fremdenverkehr und der Frei- 
zeitgestaltung abträglich ist. Daher dürfte eine 
enge Koordinierung zwischen den Maßnahmen zur 
Entwicklung des Fremdenverkehrs und solchen des 
Umweltschutzes und eine Zusammenarbeit zwi- 
schen den zuständigen Stellen vonnöten sein. 

Mehr regierungsseitige Forschung 
und Vorausschätzungen 

Zukünftige Entscheidungen auf dem Gebiet der 
Planung im Fremdenverkehrs- und im Freizeitbe- 
reich werden sowohl im öffentlichen wie im priva- 
ten Sektor immer mehr Mittel für sich beanspru- 
chen. Außerdem bedeutet eine beschleunigte Ver- 
änderungsrate bei den Komponenten der Nach- 
frage nach Fremdenverkehrs- und Freizeiteinrich- 
tungen, daß Entscheidungen schneller zu treffen 
sein werden als bisher. Dies wiederum verlangt 
nach mehr Forschung und Vorausschätzung. Die 
zukünftigen Prioritätsbereiche für eine solche Ar- 
beit dürften wie folgt aussehen: 

a) Beurteilung der Auswirkungen — wegen der 
Notwendigkeit, die weiter reichenden Konse- 
quenzen der Entwicklung des Angebots an Lei- 
stungen im Fremdenverkehrs- und Freizeitbe- 
reich mit zu berücksichtigen, z. B. durch Einbe- 
ziehung der Kosten und Nutzen dieser Auswir- 
kung auf nicht-monetäre Faktoren wie Umwelt, 
kulturelle und gesellschaftspolitische Werte, ja 
die gesamte Lebensqualität, in die Berechnun- 
gen ihrer zukünftigen wirtschaftlichen Auswir- 
kungen; 

b) Berufsausbildung — ein kritischer Bereich, in 
dem bisher sehr wenig grundsätzliche Entschei- 
dungen getroffen worden sind, hauptsächlich, 
weil es an verläßlichen Daten fehlt; 

c) Zeitbudgets — da hierunter Phänomene, wie 
Zunahme an Freizeit, neue Strukturen der Zeit- 
verwendung und das Problem der Nachfrage- 
spitzen fallen; 

d) Bewertung und Planungsmethoden — da sie 
anscheinend die einzigen Möglichkeiten sind, 
die zukünftigen Entscheidungen auf rationaler 
Basis und auf der Grundlage umfassender In- 
formation zu ermöglichen; 

e) Wachstum der Städte — angesichts der tief- 
schürfenden Auswirkung, die dieses Wachs- 
tum auf die Bereitstellung von Einrichtungen 
für den Fremdenverkehrs- und den Freizeit- 
bereich hat und noch weiter haben wird. 
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